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3. Jahrgang

ereien.
Das Republikſchutzgeſetz Die verbogenen Richtlinien Weſtarps

aragraph Die konſervative Partei Rückwärts, rückwärts Don Rodrigol!
n geh Hergt in Beuthen Zerbrochene Töpfe Streſemann muß leimen Die verzögerte Rheinräumung Keine Truppenverminderung Der
andel.

Mit dem Wiederzuſammentritt des Reichstages beel ſt y hinnt eine kurze Arbeitszett, die jedoch beſtimmt nicht ohnetſchichſal en für die weitere Entwicklung der inneren Po
erks nan itik ſein wird. Ob ſie ſchon eine Kriſe heraufbeſchwören
meiſten kann, iſt heute in den erſten Tagen dieſes Zeitabſchnittes
iſt, ob och nicht erkennbar, aber die Gefahr iſt zweifellos vor

waltung anden, und es wird ſehr großer Anſtrengungen der Kog
lann. litonsparteten bedürfen, um nicht die zahlloſen Bruch
geübt i linten ſo Zu verſtärken, daß ein Auseinanderfall erfolgen
stand muß. An ſich wate es denkbar, Und es wird auch im
für die Reichstage in dieſem Sinne allgemein geſprochen daß man
n wirtſh möglichſt alles, was nicht unbedingt erledigt werden muß,
Nilfe ein über die Sommerferien hinaus vertagt, ſobald es auch
i Hand nur von fern bedrohlich erſcheint. Ob das Reichsſchulgeſetz

re techni tage vorgelegt wird, iſt, ſoviel wir wiſſen noch nicht ent
ſchieden. Die Abſicht beſtand allerdings, doch ſcheint es,

als ob eine gewiſſe Zaudertaktik im Reichsinnenminiſte
um herrſcht die übrigens durchaus nicht mit dem Bilde

übereinſtimint, das man ſich urſprünglich von Herrn Dr.
Keudell gemacht hat. Er iſt, wie ſo viele Deutſchnatio

nmale, wir erinnern nur an den Grafen Kanitz, an Herrn
S Hiele, an Hergt, ſobald ſie an vwerantwortliche Stellen
emmen, von zahlloſen Bedenken beſchwert, die ſie vor

Her in der Oppoſition nicht kannten Aengſtlich halten ſie
t

ig und allein bedacht, ihn nicht fallen zu laſſen Sollte
Das Reichsſchulgeſetz dem Kabinett vorgelegt werden, ſo
ſtehen die liberalen Miniſter vor der ſehr unangenehmena Frage, ob ſie ſofort Widerſpruch erheben oder ſich über

ung immen laſſen ſollen um dem Parlament die Entſchei
mkäng dung nicht worweg zu nehmen. Entſchließen ſich Streſe
erner mann, Curtius und Geßler dazu, ſo würde der Geſetzent
Hat urf an den Ausſchuß wandern, der dann eine ausreichen

e betra De Beſchäftigung bis zum November hätte. Erſt dann mit
dele un Beginn der zweiten Leſung würde der eigentliche Kaanpf
n den einſetzen, falls nicht bis dahin aus anderen Gründen das
t un Zentrum es für geraten hält dieſe Frage hinauszuſchie
n ben, um einen neuen ſehr bedenklichen Kampf nicht über
Handwe Flüſſig zu den anderen Kämpfen hinzuzufügen.
t word

rm ein
rtſchafl Von den übrigen Vorlagen gehen die meiſten vermut

t

ſt inm lich raſch durch das Ziel. Auch die Zolltarifnovelle wird
tige Al an verlängern, um nicht die ganze Frage der Getreide

ölle wieder in Fluß zu bringen. Nur bei dem Zucker
doll, der um 50 Prozent erhöht werden ſoll, wofür man
die Zuckerſteuer ſenden will, iſt eine lebhafte Ausſprache
zu erwarten Verſchieben läßt ſich das nicht, da hier ein
beſtimmter Termin gegeben iſt. Dasſelbe gilt auch für

hen das Republikſchutzgeſetz, das am 21. Juli 1922 unter dem
friſchen Eindruck jener feigen ehrloſen Bubentat gegen
Rathenau in Kraft geſetzt wurde und für fünf Jahre Gel
ung hatte. Hier gibt es nur ein Entweder Oder.
Man muß es verlängern oder fallen laſſen. Die Klippe,
n der ſich der ſchwarzblaue Rock feſtfahren kann, wird

gtje bereits ſichtbar. Das Zentrum hat einmütig beſchloſſen,
die Verlängerung zu fordern. Darob ſittliche Entrüſtung
im deutſchnationalen Lager. Wir geſtehen ganz ehrlich,

S iſt eine peinliche Zumutung an den Grafen Weſtarp
den Paragraphen 29 zu ſchlucken, der die Rückkehr des

en, da atſers verbietet, nachdem er eben erſt in Roſtock ſo wun
gebung derſchön und unbelehrbar für die Wiedererrichtung der
men Monarchie eingetreten iſt. Man ſoll übrigens den Gra
d läßt en Weſtarp micht für eine knorrige Perſönlichkeit hal
en die en. Er iſt es nur äußerlich Jn Wirklichkeit hat er
ntbeh rade in dieſer Frage immer geſchwankt. Sein Freund
s hat Hergt würde ihn vermutlich nur als einen Viertel Luther
littäs bezeichnen Nach dem Novemberſturm richtete er jenes
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Werbet Mitglieder,
ſendet Werbeanſchriften ein.
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fin. Händen der ſo ſchwer erworben wurde ein

berühmt gewordenes Schreiben an die Volksbeauftragten,
in dem er um einen Geleitſchein bat. Das war eine Ab
kehr vom Kaiſer, wir drücken uns milde aus, und eine
Anerkennung der Republik, ehe ſie verfaſſſungsrechtlich
überhaupt niedergelegt worden war. Dann entrollte er
wieder die Kaiſerſtandarte, um ſie bei Annahine der
Richtbinien mit Trauerflor zu verſehen. Sie würde nicht
eingepackt, dazu waren die Worte doch zu kautſchukartig,
aber man ſtellte ſte einſtweilen in den Schrank. Nun holt
er ſie wieder hervor. Gerade dieſe Rede im heiligen
Mecklenburg, das uns ſo viele Ueberraſchungen beſchert
hat, uns ſogar Herrn von Graefe in den Reichstag ent
ſendet, hat das Zentrum auf das äußerſte gereißt und zu
einem Entſchluß gedrängt. Die Deutſche Tageszeitung
meint, pfiffig wie ſie iſt, die Koalitionsparteien ſollten
ſich über das einigen, worüber ſie ſich einigen könnten,
Und das verſtümmelte Geſetz vor den Reichshag bringen.
Wenn dann Sozialdemokraten und Demokraten gegen das
Geſetz ſtimmen, ſei das ihre Sache. Dann umſo bveſſer,
wergißt ſie leider hinzuzufügen. Richtet euch nicht nach
meinen Richtlinien, ſondern nach meinen Taten. Sie über
ſteht nur die Kleinigkeit daß gerade die Einigung nicht
Zu erzielen iſt. Ueber den Stagatsgerichtshof, oder deſſen
Erſatz durch einen Senat des Reichs gericht würde viel
leicht hinwegzukommen ſein. Eine Mehrheit die verfaſe

Auch wirſind nicht ſo begeiſtert für die Recht ſprechung des Herrn
ſungsmäßig Ausreicht wäre dar vorhanden

Niedner, daß wir uns vor einem Senat in Leipzig fürch
ten würden. Es kommt darauf an, welche Richter dort
tätig ſind. Kein Markten und Feilſchen aber gibt es
über den Kaiſerparagraphen und die anderen Beſtimmun
gen, durch die Miniſter und die Symbole der Republik
geſchützt werden. Das ſind wir ſchon den deutſchnationg
len Kabinettsmitgliedern ſchuldig, an deren Amtsführung
ſonſt eine vielleicht zu gehäſſige Kritik geübt werden könn
te. Wir warten in Geduld ab, was die Koalition be
ſchließt, da eine Zweidrittel Mehrheit notwendig iſt, ha
ben wir noch Zeit, unſer Sprüchlein nachher herzuſagen

Da wir gerade bei der Monarchie ſind, ſoll die kon
ſervative Partei nicht vergeſſen werden. Sie auszulaſ
ſen, wäre unrecht, weil ihr Ehrenvorſitzender Graf
Weſtarp iſt und ihr auch noch andere Reichstagsabgeord
mete angehören. Selbſt Herr Everling zählt mit. Er
iſt immer noch in der Partei der Richtlinien tätig. Die
Konſervativen haben ſich wieder zur Monarchie bekhannt,
aber ſie ſind einen Schritt weiter gegangen, als es ſonſt
üblich iſt. Sie verlangen nicht nur die Wiederherſtellung
des Kaiſertums, alſo für Deutſchland die DoornKrone,
ſondern auch die W iedereinſetzung aller kleinen Fürſten
Wenn ſchon, denn ſchon. Ganz unſere Meinung. Wer
Deutſchland einem Bürgerkrieg ausſetzen will, kann das
auch in großzügiger Weiſe dun. Vor allem erſcheint es
uns durchaus angemeſſen, eine ſolche Entſchließung kurz
wor dem Thüringer Wahlkampf bekannt zu geben Hier
haben ſich acht Staaten zuſammengefünden die bis zum
November 1918 durch Goktesgnaden getrennt waren und
ſind ſehr froh, daß ſie die Grenßſteine auf Abbruch ver
kaufen konnten. Sie wiſſen wenigſtens, was ſie von den
DeutſchKonſervativen unter der Führung des Grafen
Weſtarp zu erwarten haben.

Auch Hergt hat eine Rede gehalten.
der Tagung der Oſtmarken in Beuthen. Das iſt ſein gu
tes Recht. Sachlich wird man ihm ſogar darin beiſtim
men können daß man das polniſche Verhalten gegen
Deutſchland als herausfordernd anſteht. Leider aber ging
er ein bißchen weit. Er entrollte ſchon künſtige Pläne
Nun trifft es durchaus zu, daß niemand bei uns von rechts
bis links ſich mit den Grenzen wie ſie Verſailles gezogen
hat, abfindet. Nur haben wir uns in Locarno werpflich
tet, auf jede Anwendung von Gewalt bei einer neuen
Grenßzziehung zu verzichten, während wir uns im übrigen
worbehalten haben, günſtige Zeitumſtände durchaus in
ünſerem Sinne zu nützen. Daran laſſen wir nicht rüt
teln Herr Hergt ſprach darüber aber mehr deutſchna
tional, als politiſch und wenn auch die angekündigte No
te der Polen ausgeblieben iſt, ſo ſind doch zweifellos in
Berlin diplomatiſche Schritte erfolgt. Auch das wäre zu
ertragen Der Außenminiſter Zalewſki hat in Graudenz

Er ſprach auf

Kampf gegen Streſemann Eine beſcheidene Frage Der Stahlhelmtag Drei Prinzen und drei Militärattacheés.
eine Rede gehalten die wieder von Beleidigungen ſtrotzt
ünd offenbar den Sinn hatte, in die deutſch franzöſiſchen
Verhandlungen ſtörend einzugreifen Darin beſitzt er be
reits einige Uebung Wir haben keinen Grund, uns zu
erregen, denn eine Freundſchaft mit Polen kommt nicht in
Frage Wohl aber müſſen franzöſiſche Empfindlichkeiten
geſchont werden, das vorläufig den öſtlichen Verbündeten
nicht fallen laſſen wird. Streſemann, der ja nicht nur
Miniſter, ſondern auch Politiker iſt, eimpfand das ſofort
als bedenklich und hat den verehrten Kollegen in Oehn
hauſen kräftig abgeſchüttelt.

Deutſchnationalen entweder nicht in der Regierung ſind,
oder Verantwortungsgefühl genug Haben, zu ſchweigen.

minderung ſeiner Truppenſtärke am Rhein vornehmen
ſind wir alſo am toten Punkt angelangt. Die Auswir
kungen von Locarno bleiben aus.
die Frage aufwerfen, wie weit die Rechtsregierung daran
Schuld hat. Wenn immer wieder ſolche Reden gehalten
werden wie won Hergt und Weſtarp, wenn man Demon
ſtrationen auf Demonſtrationen folgen läßt, darf man ſich
über Mißerfolge nicht wundern. Jm Auslande ar das
Gerücht verſprengt, daß Streſemanns Stellung erſchüttert
ſei. Der Ausdruck iſt übertrieben, aber gewiſſe Gefah
ren ſind ſchon vorhanden. Es iſt ſchließlich weder den
amerikaniſchen noch frangöſiſchen Journaliſten verborgen
geblieben daß gerade zurzeit gegen den verantwortlichen
Leiter des Auswärtigen Amtes erheblich gewühlt wird
Wir möchten an das Zentrum die beſcheidene Anfrage
richten, ob ihm davon etwas bekannt iſt, und ob es ferner
Zzutrifft, daß als Nachfolger ein Herr aus Süddeutſchland
in Ausſicht genommen iſt, der auf ſeinem bisherigen Po
ſtem ſich nicht gerade Lorbeeren gepflückt hat.

Noch ein Wort zum Stahlhelmtage. Verfaſſungsmä
ßig durfte er demonſtrierenn Man kann auch nicht ſagen
daß ſeine Entwicklung nicht gewiſſe Möglichkeiten Zzulbieße,
die einmal nutzbar gemacht werden könnten. Er hat von
ſeinen Anſichten ſchon ziemlich beträchtliche Abſtriche ge
macht und wird eines Tages wohl auch dorthin gebangen,
wo wir anderen längſt geſtanden haben Wir haben auch
Verſtändnis für die Tragik der Jugend, die ſich in der
Rede des Bundesführers Seldte deüntlich genug ſpiegelte.
All ſeine Hofſnungen ſind zerronnen. Jdeale fehlen heute,
durch die Schuld der herrſchenden Generation, und ſo be
rauſcht er ſich an Phraſen. Auch das iſt nicht ſchlimm.
Bedenklich iſt nur der militäriſche Auftritt, der keinen
Sinn hat und haben kann, weit die Waffen fehlen. Er
hat lediglich unſeren Gegnern er wünſchte Vorwände gegen
das Deutſche Reich geliefert. Drei Hohenzollernprinzen
nahmen an der Berliner Veranſtaltung teil. Was das
mit der Zukunft zu tun hat, iſt uns ſchleterhaft, da ſie Re
präſentanten einer Vergangenheit ſind. Aber die Preſſe

des Auslandes, und nicht nur die uns ungünſtig geſinnt
iſt, iſt darüber her gefallen. Die Milftärattaches Englands,
Frankreichs und Jtaliens haben der Parade beigewohnt.
Das ſagt eigentlich genug. Richard May

e ceeeeeeereee er
Haſt Nu Heine Partei lieh?

Dann denke daran, daß die Beiträge pünkt
lich abzuführen ſind. Die Stärke der Organi

ſation hängt von der finanziellen Leiſtungs
fähigkeit ab

er
S

Herr Streſenann veiß, daß
ſich die jetzige Politik nur dann fortſetzen läßt, wenn die

Man kann ſehr wohl



Damit aber nicht den geringſten Anklang.

der Sabotage dieſer Arbeit ſchuldig gemacht.

Politiſche Notizen.
Mecklenburgs Bauern gegen den Großgrundbeſitz

Bei den Vorbereititngen zur Landtagswahl in Meck
lenburg macht ſich die Bewegung der Bauernſchaft gegen
den Großgrundhbeſitz ſtark geltend. Die Bewegung erhält
dadurch innere Kraft, daß ſie ſich mit hiſtoriſchen Argu
menten wappnen kann, denn die mecklenburgiſche freie
Bauernſchaft iſt am Anfang des 17. Jahrhunderts ſyſte
mtiſch bis zur Leibeigenſchaft herabgedrückt worden und
erſt das letzte Jahrhundert hat die Wiederbefreiung der
Bauernſchaft in Mecklenburg erreicht. Jetzt wenden ſich
die mecklenburgiſchen Bauern gegen die ſteuerliche Aeber
belaſtung des Mittel und Kleinbeſitzes zugunſten der
Großgrundherren, die unter der Regierung der Rechtspar
teien groteske Formen angenommen hat. Jn einer
Bauernverſammlung in Ludwigsluſt propagierte ein
wolksparteilicher Abgeordneter die Zuſammengehörigkeit
won ritterlichem Großgrundbeſitz und Bauernſchaft, fand

Dagegen kön
men die Linksparteien zahlenmäßig nachweiſen, daß die
Regierung SchröderMöllerAſch für den Mittel und
Kleinbeſitz ſegensreich gewirkt hat. Die Rechte hat ſich
allerdings mit Anterſtützung der Deutſchen Volksparte

Das haben
ſich die Bauern für die kommenden Wahlen gemerkkt.

„Ebert und Rathenau ſind Schweine“
Das Schöffengericht Berlin Mitte verurteilte einen

Sekretär Lie rm ann wegen Vergehens gegen das Re
publikſchutzgeſetz zu vier Monaten Gefängnis unter beding
ter Begnadigung und unter Auferlegung einer Geldſtrafe
won 400 Mark.

Der Angeklagte war vor Monaten zm Sekretär einer
Dem preußiſchen Jnnenmmniniſterium unterſtellten Organi
ſation ernannt und durch Handſchlag als mittelbarer Be
amter verpflichtet worden.

Aus Freude über die erfolgte Ernennung veranſtal
tete er in einer größeren Konditorei eine Feier, die ſich
won mittags bis ſpät abends ausdehnte. Jn vorgerück
ter Stunde und in animierter Stimmung rief er plötzlich
in das Lokal hinein „Ebert und Ralhenau ſind
Schweine

Frage:
in ſolche Stellungen gebracht
wenig zuverläſſtge Beamte Das Jnnenminiſterium
hat man hier wieder ſehr ſchlecht beraten

Grundloſer Vorſtoß gegen den Königsberger Oberlandes
gerichtspräſidenten.

Für ihre demagogiſche Hetze haben die Deutſchnatio
malen ſoeben einen neuen bezeichnenden Beitrag geliefert.
Bei der Beratung des Juſtizetats im Preußiſchen Land
tag richtete der deutſchnationale Abg. Seelmann-Eggebert
heftige Angriffe gegen den neuernannten Königsberger
Oberlandesgerichtspräſidenten Krüger erklärte ihn für
unfähig und legte namens der oſtpreußiſchen Richt ja
Verwahrung gegen ſeine Berufung ein. Er erklärte daß
dieſe Perſonalbeſetzung ein dunkler Punkt in der Miniſter
tätigkeit des neuen preußiſchen Juſtizminiſters Schmidt
ſei. Der Miniſter antwortete ſofort und betonte die ſach
liche Eignung des neuen Oberlandesgerichtspräſidenten
ſei über allem Zweifel erhaben und von keiner Stelle ſei
nes Miniſteriums jemals in Frage gezogen worden. Jm
übrigen habe aber der Reichsjuſtizminiſter Hergt, der ja
bekanntlich auch deutſchnational iſt, bei der Freigabe des
bisherigen Reichsgerichtsrats Krüger aus dem Reichs
Dienſt für die Verwendung im preußiſchen Stagtsdtenſt
ausdrücklich erklärt, daß er Krüger für die Stelle des
Oberlandesgerichtspräſidenten in Königsberg für geeig
met halte. Juſtizminiſter Schmidt wies deshalb die An
griffe gegen Krüger entſchieden zurück.

Steuereinnahmen des Reiches vom 1. 4. 1926 bis
31. 3. 1927 (Reich).

Die Steuereinnahmen des Reiches verteilen ſich wie
folgt: abgerundet in Millionen Mark,

Einkommenſteuer 1158.Körpexſchaftsſteiter 381.
Steuerabzug vom Arbeitslohn 1 094
Vermögensſteuer 359.Erbſchaftsſteuter 34.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Landtagsfraktion

Aktion zugunſten der Verſorgungsanwärter.
Die große Mehrheit des Preußiſchen Landtags hatte am

6. April einen Entſchließungsantrag angenommen, der die
möglichſt ſchleunige Vorlegung eines Kommunalbeamtenge
ſetzes verlangt, mit dem Ziel, daß dadurch einmal eine
Sicherung und Stärkung des Berufsbeamtentums erreicht
wird, und daß ſodann die Gemeinden angehalten werden,
grundſäßlich alle dafür geeigneten Stellen in Beamtenſtellen
umzuwandeln, inſonderheit die Dauerangeſtellten in das
Beamtenverhältnis zu überführen.

Nunmehr hat die Demokratiſche Fraktion des Preußiſchen
Landtages zur Ergänzung einen Entſchließungsantrag ein
gebracht, der die Intereſſen der Verſorgungsanwärter be
ſonders wahrnimmt. Es wird darin beantragt; „Der Land
tag wolle beſchließen, das Staatminiſterium zu erſuchen, bei
Durchführung der in dem Beſchluß vom 6. April geforderten

D oben mitgeteilten Maßnahmen das Anteilverhältnis
der VBerſorgungsanwärter zu den Zivilanwärtern zu berück
ſichtigen. Ein Ausgleich gemäß S 46 der Angeſtellten
Grundſätze (Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber eines
Verſorgungsſcheines) iſt in der Weiſe zu ſchaffen, daß nach
erfolgter Umwandlung von Dauerangeſtelltenſtellen in Be

amtenſtellen alle freiwerdenden Stellen ſolange in ununter
brochener Reihenfolge mit Verſorgungsanwärtern beſetzt
werden, bis das Anteilsverhältnis in allen in Frage kom
menden Beſoldungsgruppen wieder hergeſtellt iſt.

Warum werden antirepublikaniſche Beamte
Hat denn die Republik ſo

S

Vollendung des Mittellandkanals und Kanalſterung der Weſer.

Die demokratiſchen Abgeordneten Barteld (Hannover),
Dr. Bohner, Merten und Falk haben namens der Land
tagsfraktion der Deutſchen Demokratiſchen Partei folgen
den Antrag im Preußiſchen Landtage eingebracht:

Der Reichstag hat im Reichshaushalt die vorgeſehe
nen Mittel für die Vollendung des Mittellandkanals er
heblich gekürzt und die Mittel für die Kanaliſierung der
Weſer ganz geſtrichen Demgegenüber hat der Reichsver
kehrsmjniſter Dr. h. c. Koch am 8. Mai auf der Verbands
verſammlung des Verkehrsverbandes Niederſachſen Kaſſel
dargelegt, wie unwirtſchaſtlich dieſe Streichung ſei, und
daß in den Geſamtkoſten für den Mittellandkanal durch
Verlängerung der Bauzeit keine Erſparniſſe eintreten, ſo
wie daß die Kanaliſierung der Weſer zur Gewinnung des
Speiſungswaſſers für den Mittellandkanal unbedingt er
forderlich ſei, wenn man nicht auf die Harzgewäſſer zu
rückgreifen wolle, wogegen vom Standpunkt der Landes
kultur aus ernſte Bedenken beſtehen. Es unterliegt kei
nem Zweifel, daß jede Verlängerung der Bauzeit des
Mittellandkanals wirtſchaftlich und ſinanziell nachteilig
iſt.

Jn dem ſtarken Rückgang der Arbeitsloſenzifſer zeigt
ſich eine erhebliche Belebung der Wirtſchaft. Jnfolge

deſſen werden nicht nur die Ausgaben für Arbeitsloſen
fürſorge weſentlich ſinken, ſondern auch die Stkeuerein
nahmen des Reiches erheblich zunehmen, ſodaß auch mit
Rückſicht darauf eine Verzögerung in dem Ausban des
Mittellandkanals und die Streichung der Mittel für die
Kanaliſierung der Weſer aus finanziellen Gründen nicht
berechtigt iſt.

Der Landtag wolle daher beſchließen, das Staats
miniſterium zu erſuchen, ſich gegenüber der Reichsregie
rung ſofort mit allem Nachdruck dafür einzuſetzen, daß
durch einen Nachtragshaushalt alsbald

1. weitere 50 Millionen Reichsmark für die Vollendung
des Mittellandkanals und

2. die erforderlühen Mittel für die Kangkiſierung der
Weſer angefordert werden.

Ueber das Ergebnis der Verhandlungen mit der
Reichsregierung iſt dem Landtage zu berichten.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Reichstagsfraktion

Gegen die Erhöhung des Portos!
Interpellation der demokratiſchen Reichstagsfraktion

Die Demokratiſche Reichstagsfraktion hat folgende
Interpellation eingebracht

„Nach Mitteilungen in der Oeffentlichkeit beabſichtigt das
Reichspoſtminiſterium, den zuſtändigen Stellen eine Erhöhung
des Fernbriefportos von 10 Pfennig auf 15 Pfennig vor
zuſchlagen. Obwohl amtliche Mitteilungen darüber noch
nicht veröffentlicht worden ſind, iſt wohl anzunehmen, daß
damit gleichzeitig auch eine Erhöhung des Portoſatzes für
Ortsbriefe, Poſtkarten uſw. verbunden iſt.

Die Erhöhung des Portoſatzes um durchſchnittlich 50
ſt v. H. bringt eine Mehrbelgſtung für die Wirtſchaft, die

300 Millionen Mark im Jahre erheblich überſteigt. Dabei
ſcheint nach den bisherigen finanziellen Ergebniſſen der
Reichspoſt eine dringende Nptwendigkeit zu dieſer Maß
nahmen nicht vorzultegen. Die Erhöhung der Telephon
gebühren tritt eben erſt in Kraft und wirkt ſich wahrſcheinlich
für die Reichspoft in einer finanziell ſehr günſtigen Weife
aus. Dazu kommt, daß die ſchnell wachſende Automatiſierung
des Fernſprechverkehrs der Reichspoſt ſehr erhebliche Er
ſparniſſe an Ausgaben ermöglicht. Unter dieſen Umſtänden
erſcheint die Portoerhöhung für Briefe und Poſtkarten als
eine unerträgliche und unnötige Belaſtung der Wirtſchaft
mit neuen Unkoſten.

Wir erſuchen die Reichsregierung um Auskunft, welche
ſachlichen Gründe für die geplante Portoerhöhung ſprechen.
Wir bitten ferner um Auskunft darüber, ob die Reichs
regierung nicht ihrerſeits bei der Poſtverwaltung Vor
ſtellungen erheben will, damit die Portoerhöhung vermieden
wird.

Parteinachrichten.
Die Demokraten in Thüringen.

Eine demokratiſche Verſammlung in Sonneburg ſetzte
ſich mit der Kritik an den Thüringer Demokraten aus
einander, die insbeſondere von dem Sozialdemokraten ge
übt worden iſt, weil die Thüringer Demokraten nach
Scheitern der großen Koalition für eine Mehrheitsbil
dung nach rechts geſorgt haben. Die Abgeordnete Dr.
Marie Schulz begründete die Anterſtützung des Verſuchs
einer Regierungsarbeit auf geſicherter Baſis mit der Tat
ſſache, daß Thüringen geradezu ein Muſterbild für viele
Fehler ſei, die man heute am Parla mentarismus tadelt.
Die Kritik an der Verfaſſung ſei zwar verſtummt, aber
umſo ſchärfer haben ſie eingeſetzt auf dem Gebiet des Par
lamentarismmus. Es ſcheide ſich die unfruchtbare Kritik
derjenien, die den Parla mentarismus ablehnen von der
früchtharen Kritik der Leute wie Löbe und Hellpach, die
ſich poſttiv zum parlamentariſchen Syſtem ſtellen. Der
wahre Grund für das Scheitern der Großen Koalition in
Thüringen ſei die Koglitionsfeindlichkeit des radikalen
Flügels des SPD. geweſen und deshalb hätten auch die
Sozialdemokraten und nicht die Demokratie die Verant
workung zu tragen. Eine Regierung auf möglichſt ge
ſicherter Grundlage habe auch dann gebildet werden müſ
ſen, wenn der Anſchluß an Preußen durchgeführt werden
ſollte denn für den Anſchluß ſei eine Regierung not
wendig, die die Verhandlungen führe

Martin Wench 65 Jahre.
Vor kurzem hat Martin Wenck, einer der geiſtigen

Führer der deutſchen Demokraten, ſeinen 65. Geburtstag
gefeiert. Zwar hat Martin Wenck, der Friedrich Nau
mann einſt ſehr nahe ſtand, ſeinen Beruf als Chefredak
tteur einer Tageszeitung in Worms wegen Krankheit auf
gegeben, aber Wenck hat ſich jetzt in Darmſtadt, ſeinem

i

n bringe

neuen Wohnort zur Ruhe geſetzt. Der bewährte Fi das
iſt alsbald von den Darmſtädter Demokraten wieder n ung ein
Vorſitzenden gewählt worden. Mit ſeinen Darm ſt eher
Freunden werden auch die zahlreichen Freunde, die S e un
im Reich beſitzt, wünſchen, daß ihm noch eine lange in See e
erfolgreiche Wirkſamkeit beſchieden ſein möge.

Abgeordneter Lemmer in Genf.
Der Reichstagsabgeordnete Ernſt Lemmer iſt e

Vertreter des Gewerkſchaftsringes am Dienstag nach e b
abgereiſt. Er wird dort als Spezialſachverſtändige h 1
der Weltwirtſchaftskonferenßz teilnehmen

Silberne Hochzeit des Abgeordneten Dr. Krüger nacht
Der langßjährige thüringiſche Landtagsabgeord t e verhüt

Prof. Dr. Hermann Anders Krüger feierte am 9. da t und
ſeine ſilberne Hochzeit. Für die Demokratiſche Partei a e eine
der Landesverbandsvorſitzende Dr. Ehlers dem verdie e icht le
Parlamentarier, der ſich zurzeit auf einer Erholungs denotre
Befindet, die beſten Wünſche übermittelt. kbhen, ſo

Ein Juds Denkmal in Kolberg. et de
Auf dem Karls-Friedhof in Kolberg hat eine h

malsenthüllung des verſtorbenen Rektors Juds ſtage e
funden An dieſer Denkmalsenthüllung für den Reer
Juds, der ſtets ein aufrechter Vorkämpfer des demok r
ſchen Gedankens geweſen iſt, nahmen Vertreter des preiſe un

ſchen und des deutſchen Lehrervereins, des Magiſt n erſun
und der Stadtverordneten der Stadt Kolberg teil. king m

wehenFriedrich-NaumannHaus in Wenzenbach. et
Am 15. Mai wird das vom Deutſchen Demokratiſen eole Be

Verein Regensbhurg in Wenzenbach errichtete Fried Nr Red
Naumann Haus feierlich eingeweiht. Jn Regenske Tages
werden die demokratiſchen Gäſte von Stadtſchulrat We Megletc
Nürnberg begrüßt werden. Bei der Weihe des Ha ren und
wird Reichstagsabgeordneter Dr. Theodor Heuß die I ſich an
wede halten; im Anſchluß an dieſe Rede findet die Entel et Ref
lung des Friedrich-Naumann- Denkmals ſtatt. Wohlfal

1000 Jahre Nordhauſen. hnhteit t
Die demokratiſche „Nordhäuſer Jeitung“ hat n ber

ausgezeichnete Feſtnummer aus Anlaß der 1000- Jahre r Vor
von Rordhauſen herausgegeben. In dieſer Ausgabe S luedruc
handelt Stadtarchivar Heineck die politiſche Geſchit merke
Nordhauſens. Das Blatt enthält weiter eine Reihe en un
bedentſamen Aufſätzen. Dieſer erſten Feſtausgabe amnten
den noch weitere folgen. i Peltor eligten.

m lin nBezirk Magdeburg. e
Veranſtaltungen die Ent

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei, De St

Ortsgruppe Magdeburg. floſſenen
ſtſämmlun

ma eine
Geſchäſtsführender Ausſchuß Monktag, den 23. J

gbends 725 Uhr in der Geſchäſtsſtelle, Breiterweg 9 Mein

bis t4 eStammtiſch. Dienstag, den 17. Mai, abends 81 h
Hotel „Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſten Fleſſ
ke Beteiligung.

geeigne

s betontUhlandBund: Sonntag, den 45. Mai Fahrt en en en
Potsdam. Anmeldungen nach dem Parteibüro u Ihre

AhlandVund. Freitag, den 20. Mai 1927, abe Melenoer
8 Ahr in den Altſtädter Bürgerſälen, Apfelſtr. 9. hheſe
gliederverſammlung. Gäſte willkommen mmung de

ten un
n Plan
Wwerord

Die Deutſche Demokratiſche Partei veranſtaltet
ihre Wähler monatlich eine politiſche Ausſprache in
ſtets aus berufenem Munde die neueſten politiſchen

ätsproſffeſſor Abgeordneter Dr. Goe
Leipzig. Aeber die glänzende Rede berichtet der Mag

burger Generalanzeiger: Kit ſehr„Jn ſeinen klaren, geiſtvollen Ausführungen ſteht un
der Redner alles das in den Vordergrund, was die plin der
mäßige Förderung des vrepublikaniſchen Staatsgedanke h Wa
für den Staat und für die Partei zu bedeuten wo ein
Seit Gründung der Partei hat dieſe, wie der Refer Markt
autsführte, ihre Aufgabe darin geſucht, nicht den Wähler e
nachzugehen, ſondern Wege zum Schuhe und zum Auf Prange
des Staates finden zu helfen Obgleich ihr Einfluß mit
Staate dadurch immer ſtärker würde, büßte ſie an M lonme
hängern ein. So iſt die Entwicklung dern häufig dal ehe M
gegangen, daß die Partei von einem Boden, den ſie
für einen Gedanken vorbereitet hatte, zurücktreten muß
um ihn, wenn er ſicher war, einer anderen zu überlaſſ

n Kir
Winde
ſieh wo

Die Demokratiſche Partei hatte ſich 1919 ſofort Höh
den Boden des neuen Staates geſtellt, obgleich die a Crwei
republikaniſche Geſinnung von 1848 nicht mehr ſehr häu in Jahr
an zutreffen war, da ja auch die geſchichtliche Entwicklu Ufulän
Darauf hingeführt hatte. So hatte die Partei die ne de Vo
Wirklichkeit ſo raſch als möglich begriffen, und daß ih Stad
Stellung die richtige war, beweiſt michts beſſer, als di de Um
die aus zwei entgegengeſetzten Lagern ſſttammenden erſt
beiden Reichspräſidenten ſich mit der Entwicklung d
Dinge abgefunden und keinen Verſuch gemacht haben,
Stagatsform zu ändern. Heute ergibt ſich nun die Fra
ob die Republik, nachdem die Rechtskreiſe in die Reg
vung eingetreten ſind, in ihrem Weſen eine Verändern
erfahren könnte, derart, daß ſie in eine ariſtokratiſche, v
den alten Rechtsparteien geleitete, umgewandelt würt
die laſſen mäßig regiert, die Arbeiterſchaft den Weg zu n wies
Staat nicht finden ließe. Zwar darf man annehmen, doh ſam
die leitenden Stagtsmänner ihrem Eide getreu Toyal ve h
fahren, aber gewiſſe Vorkommniſſe, wie die Rede Herg pre

b h

Weulauf

Kehan

ine d
werord

wut

r z l prüber Oberſchleſten, ſind geeignet, ihre zwangsweiſe al ne
Sicht geſtellte Politik zu erſchüttern und Mißtrauen gege en ſt
die Regierung nach außen hin zu erwecken. t ein

Jm Jnnern iſt die Belaſtung ebenfalls nicht gering. C r d
handelte ſich bei der Regierungsbildung darum, die Opp Mech
ſition durch Hineinziehen in die Regierung zum Schw



en zu bringen Dies iſt zum Teil geſchehen Aber trotz
wieder emn iſt das Mißtrauen geblieben, ob der Eintritt in die
d m Regierung einen Ueberzeugungswechſel bedeutet, was bei

e de er Wählerſchaft ſicher nicht der Fall iſt. Aber trotz
n lange Stahlhelm und anderer Organiſationen, denen eins, die

große Jdee, ſchon längſt fehlt, weißer jeder, daß der Weg
Deutſchlands eindeutig iſt. entweder Republik oder Zer
ſtörung durch inneren Kampf. Von der Aufgabe, die
Republik aufzubhauen, darf die Arbeiterſchaft nicht ausge
ſchloſſen bleiben, um ſo weniger als ein großer Teil der

Nlbeiter in den Staat hinein will, und auch gerade ihre
Jugend ſich immer mehr mit dem Staat verbunden fühlt.Krüger Dieſe Stimmung ſollte gepflegt und für den Staat nutz

bgeord bar gemacht werden. Die Aufgabe der Demokratie iſt
e u verhüten, daß dieſe Jdeen nicht umgebogen oder

e Parten herfälſcht und der Staat nicht mit anderem Geiſte erfüllt
in derdieg werde, eine Aufgabe, die durch Teilnahme an der Regie
rholunge ung nicht leicht un erfüllen wäre. Am aus der Politik

der Demokraten, die vielen mißfallen hat, das Ergebnis
u giehen, ſo iſt feſtzuſtellen: die Demokratie hat ſtets
berſucht, die große Linie zu halten und die Republik um

t eine 9 rer ſelbſt willen zu ſtützen. Hat ſie ſich dadurch ſelbſt
Muds a im Opfer gebracht und an Anhängern verloren, ſo iſt die
den R Zahl der Republikaner doch größer geworden. Sie hat

emnet hre Jdeenwelt in die Köpfe derer geleitet, die erſt ab
t des pu lhnten, und dadurch ihre Aufgabe für den deutſchen
Magiſt Staat erfüllt. Dieſer Staat, getragen von der Verant-
teil. Dortung aller Bürger, wird einſt den Platz in der Welt

bach Annehmen, der ihm gebührt. And auch die Wähler wer
den wiederkommen, wenn die Partei weiter ſich von die
e Jdeale leiten läßt.

Der Redner gab noch einige Streiflichter über ſchwe
bende Tagesfragen, Reichsſchulgeſetz, Konkordat und Fi
angausgleich in Verbindung mit dem Unſug der Klein

agaterei und der Not wendigkeit des Einheitsſtaates. Jn
iner ſich anſchließenden Ausſprache wurden die Leiſtun
en der Republik in Bezug auf Jugend, Geſundheits
nd Wohlfahrtspflege hervorge hoben Auch kamen die
Möglichkeit nd die Schwierigkeiten der Bildung einer

großen liberalen Partei zur Erörterung
Die Verſammlung gab ihrem Danke durch ſtarken Beiha Ausdruck.“ t

ſammlung gab das Wochenprogramm bekannt und emp
ſahl dringend den Beſuch der Gruppenverſammlungen.
Die Entwicklung des Magdeburger Schlacht und

Viehhofs.
Die Stadtteilsgruppe Altſtadt Süd weranſtaltete am
jerfloſſenen Dienstag im „Tauentzien“ ihre Jahreshaupt
erſammlung, in der Stadtrat Kobelt über das obige
hema einen intereſſanten Vortrag hielt.m 23. M

eng r Ausführungen ſchilderte er die Verhältmiſſe, wie ſie
d 51 r der Gründung von Schlacht und Viehhöfen in den
n ädten allgemein beſtanden. In den 60er Jahren hatte
cht ſt der Fleiſcher ſein Vieh dort abgeſchlachtet, wo es ihm

m geeigneſten erſchien. Es braucht hierbei nicht beſon
ers betont werden, daß dabei die Forderungen der
ygiene entſprechende Beachtung fanden Anfang der
er Jahre beſchäftigte ſich die Magdeburger Stadever
rdnetenverſammlung mit der Frage eines ſtädtiſchen
Schlachthofes, lehnte aber bei einer entſcheidenden Ab
immung den Bau ab, da die Koſten hierfür zu- hoch er
hienen, und ſtellte es anheim, eine Aktiengeſellſchaft für

ſtaltel ieſen Plan zu intereſſieren. Jm Jüni 1882 ſtimmte die
e in ſtadt rordnetenverſammlung einem neuen Vorſchlage

üſchen es Magiſtrats zu und 2 Jahre ſpäter konnte der Schlacht
ſprah of dem Betriebe übergeben werden Die Koſten hierfür
t. Goe rügen 328 Millionen Mark.
er R Jn den weiteren Ausführungen ſchilderte Stadtrat

dobelt ſehr anſchaulich das Leben und Treiben auf dem
gen Ahlacht und Viehhof während eines Markttages, an
die i m in der Nacht vom Montag zum Dienstag etwa 300

zgedaft is 400 Waggons Schlachtwieh einlaufen, außerdem kom
enlen len noch einige hundert Geſpanne, die ebenfalls ihr Vieh

Reſeg m Markt hierher bringen. Zu einem großen Export
Wahl iarkt für Schlachtvieh iſt Magdeburg in der Nachkriegs
m Auf it herangewachſen. Es wird micht nur der einheimiſche
infl latz mit Schlachtvieh werſorgt, ſondern aus Weſtdeutſch

m ind kommen Aufkäufer, um ihrem Bedarf zu decken.
de er letzte Auſtrieb an Schweinen belief ſich auf 400 Stück

h nd an Rindern 1000 Stück. Vor kürzerer Zeit wurde
m Kleinviehhalle erweitert, um den gewaltig geſtiegenen

der trieb won ca. 2000 Dieren zu faſſen. Am den Betrieb
t uf der Höhe der Zeit zu halten iſt es notwendig gewor

n Erweiterungsbauten in Angriff zu nehmen, die in
v eſem Jahre fort geführt werden auch Anlagen haben ſich
S ünzilänglich herausgeſtellt.

Der Vorſitzende, unſer Fraktionsführer S chüler,
z nkte Stadtrat Kobelt ganz beſonders für das Geſchick

nd die Umſicht, die er bei der Verwaltung des Schlacht
d Viehhofes bewieſen habe.
Anſchließend ſprach als 2. Redner des Abends Stadt
Lordneter Dürre, der ein attsführliches Reſerat über

n Verlauf des Hamburger Parteitages erſtattete
Seehauſen i. Altm. Jn einer ſehr gut beſuchten Ver

n mmlung der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſprach
n tadtverordneter Dür re Magdeburg über kommunale

9 keuerpolitik. Ausgehend von der Erzbergiſchen Steuer
rm wies Redner nach wie die Realſteuern ganz be

We nders ſtark den gewerblichen Mittelſtand belaſten. Die
men M utſche Demokratiſche Partei hat im Preußiſchen Land

entſprechende Anträge geſtellt und es auch erreicht,
ß eine weſentliche Milderung in der Gewerbeſteuer ein

heife t kreten iſt. Der preußiſche Handelsminiſter Dr. Schrei
en r hat eine erhebliche Steuermilderung auf dieſem Ge

ete für notwendig erachtet. Jede Kommunaliſterung des
n ändwerks müßte init allen zu Gebote ſtehenden Mitteln
oe
h

Fahrt n

27, abet

r.

Eingangs ſei

verhindert werden. Der Mittelſtand iſt ein guter Steuer
zahler und müßte man ihn auch aus dieſem Grunde
lebensfähig laſſen. Die Deutſche Demokratiſche Partei
hat ſich auf dieſem Gebiete ſeit Jahren bemüht Und auch
Zum Teil Erfolge erzielt. Die vortrefflichen Ausſührun
gen fanden ſtürmiſchen Beifall.

Ehrung für Herrn Stadtrat Wilhelm Huck.
Zu Ehren des 1. Vorſitzenden des Deutſchen Poſtver

handes, des Oberpoſtmeiſters und Stadtrats Wilhelm
Huſck, fand in Magdeburg eine Jubiläumsfeter ſtatt, an
der die Magdeburger Behörden recht zahlreich teilnahmen.
Jn ſeiner Feſtrede wies Poſtmeiſter Gebbers darauf
hin, daß der Jubilar vor 40 Jahren den Dienſteid gelei
ſtet habe, ſeit 30 Jahren Vorſitzender des Beßirksvereins
ſei und 20 Jahre dem Stadtverordneten Kollegtum, be
giehungsweiſe Magiſtrat angehöre. Als Leiter der Or
ganiſation habe er manche Schwierigkeiten überwinden
müſſen. Der Jubilar ſei ſtets führend in allen Beamten
fragen der Stadt Magdeburg geweſen und auch in der
ſtädtiſchen Beamtenpolitik habe er für die Beamten viel
Gutes geleiſtet. Für die zahlreichen Glückwünſche die von
Seiten der Oberpoſtdirektion, des Beamtenbundes, des
Magiſtrats und des Poſtverbandes zum Ausdruck kamen
dankte Stadtrat Huck auf das herzlichſte.

Hermann Sachrau ſ. Durch Tod haben wir Herrn
Magiſtratsbotenn Hermann Sachrau verloren Wir
werden dem Verſtorbenen ein dauerndes Andenken be
wahren

Kriminalkommiſſar ten Holt verurteilt!
Nach ſehr umfangreichen Anterſuchungen hat das Diſ

ziplinargericht unter dem Vorſitz des Regierungspräſiden
ten Poh lin an n gegen den Kriminalkommiſſar en Holt
auf Verſetzung mit gleichen Gehalt ohne Erſtattung der
UAmzugskoſten erkannt.

Schönebeck a. E. Die Ortsgruppe der Deutſchen De
mokratiſchen Partei veranſtaltet am Montag den 16. Mai,
abends 8 Ahr im Cafe Nehring, Friedrichſtr. 4, einen
Vortragsabend, zu dem alle dem okrati ſich on Wäh-
ler und Freunde der Deutſchen Demokratiſchen Partei
eingeladen ſind. Stadtverordneter Dürre- Magdeburg
ſpricht über Eindruck und Verla uf des Ham-
bürger Reichsparteitages“,

Schönebeck. Vöolkiſche Verſammlung Die Völkiſche
Freiheitspartei hatte zu einer „großen“ öffentlichen Ver
ſammlung im Landhaus aufgerufen Erſchienen maren
einſchließlich des Referenten 16 Perſonen. Das Referat
hatte Herr von Calben, der über „Jüdiſchmarxiſtiſche
Verſklavung oder deutſchvölkiſche Befreiung ſprach. Aus
der bedeutungsloſen Rede kann nur geſagt werden, daß ſie
eine Schimpfepiſtel gegen die Juden war. Etwas Sach
liches über die deutſch völkiſche Befreiung wurde nicht er
wähnt. Ganz beſonders hat es dem Redner die Außen
politik des Herrn Streſemann angetan, den er als Bier
flaſchen doktor bezeichnete Jn der Ausſprache ergriffen
zwei demokratiſche Arheiter das Wort, die die
Phraſen des Herrn von Calben zerflückten Ganz beſon
ders wies Herr Oswald ihm einige Widerſprüche nach und
gwar aus Reden, die Herr von Calben in Oſterburg und
in Seehauſen i. Altm gehalten hat. Die Agitationsre
den der Deutſchvölkiſchen haben für die Arbeiter und für
die Kreiſe des Mittelſtandes weder Sinn noch Zweck, denn
gerade die Völkiſchen haben am allerwenägſten Jntereſſe,
daß es den Arbeitern und Angeſtellten beſſer geht. Eini
ge lokale Vorkommniſſe, die der Redner ſtreifte, ſtellte
Herr Oſtwald unter lebhafter Zuſtimmung der Verſamm
lung richtig. Herrn von Calben war die Ausſprache ſicht
lich unangenehm, denn er vermied, in ſeinem Schluß wort
darauf einzugehen. Er hat ſich davon überzeugt daß es
in Schönebeck für die Völkiſchen keine Lorbeeren zu pflük
ken gilbt.

Wer hat bezahlt
Eingegangene Gelder: E. L.-Gardelegen 8.55 Mk.

R. HoBurgſtall 5. C. C Aſchersleben 8. Mk. J R.
Weſerlingen 3.75 Mk., O. P. Samswegen 1.50 Mk.
E. Ke Magdeburg 1.50 Mk.

Bezirk Halle.
Großer Erfolg des Stahlhelms!

Halle. Wir beſcheinigen dem Stahlhelin, daß er
durch ſeinen Marſch nach Berlin einen großen Erfolg er
rungen hat. Anker dem Schutze des Aufmarſches ſeiner
Mannen und Jungmannen und unter dem damit werbun
denen Schutze der Karabiner und Maſchinenpiſtolen der
Berliner Sipo hatten ſich nämlich auch die Anhänger der
Deutſch Konſervativen Partei, die 1919 vom Erdboden
ratzekal verſchwunden waren und Kaiſer und Fürſten
ihrem Schickſal überließen, wieder zu einer Tagung in
Berlin zuſammengefunden. Graf SeydlitzSandrezki hat
die Tagung mit einem Hurra auf den verfroſſenen Monar
chen eröffnet. Dann hat man viel von angeſtammter
DTreite zum Kaiſer und zu den Fürſten geredet Man hat
uf ihr Wohlbefinden getvaſtet und endlich eine Entſchlie
ßung gefaßt, an der folgende Sätze beſonders bemerkens
wert ſind:

„Jn der Geſinnungskriſe dieſer Zeit bekennen wir
Uns zu einer Löſung der Staatsformfrage die unſere
angeſtammten Fürſten und ihre von Gottes und Rechts
wegen ihnen unverjährlich zuſtehhenden Rechte wieder
einſetzt, und zu einer Löſung der Reichsformfrage, die
gegenüber dem undeutſchen Anitarismus die ſelbſtändi
ge Staatsperſönlichkeit der Bundesſtaaten nach Bis
marckſchen Grundſätzen achtet. Das Ziel deutſcher Po
litik, die durch taktiſche Rückſichten nicht beirrt wenden
daärf, iſt. Befreiung von der Fremdherrſchaft, von der
franzöſiſchen ſo gut wie von der in den Dawesbelaſtun
gen offenkundig gewordenen eines aſiatiſchen Volkes
Wir verlangen ein wieder preußiſch gewordenes Preu
ßen und ein von den Folgen der Revolution und Kor

ruption gereinigtes in chriſtlichem und ſozialem Geiſte
geeinigtes Reich. Wir erwarten, daß die Reichsregie
rung endlich mal ernſt macht, mit dem Widerruf der
Kriegsſchuldfrage und daß ſie unter Auſſhebung des Re
publikſchutzgeſetzes und anderer Ausnahmegeſetze ent
ſchloſſen zu den konſervativen Grundſätzen des Regie
rens zurückkehrt, nach denen jedem das Seine gewährt
umd das Vaterland über die Partei geſtellt wird.

Der Stahlhelm kann dieſen Erguß „jetzt wieder treuer
Gemüter offenbar als ſeinen Erfolg buchen. Wir gra
kulteren dazu. Nur wiſſen wir nicht recht, wie ſich der
angeblich in ihm gepflegte und verkörperte Frontgeiſt mit
dem „Mut“ jener gekrönten Häupter abfinden wied, die
bei dem Unglück des gangen Volkes nur an die Sicherheit
ihrer hochwerten Perſon dachten Doch das iſt ſeine
Sache. Wahrſcheinlich beſteht ſeiner Auffaſſung nach zwi
ſchen Frontgeiſt und Antertanengeiſt eine unzerſtörbare
Syntheſe. Und für Seldte und Dueſterberg eröffnen ſich
demnach für die Zukunft herrliche Ausſichten

Korruption
Halle. Für die Politik der Deutſchnationalen iſt es

typiſch, daß ſie bemüht ſind, ſich vor jeder Verantwortung
zu drücken und dabei mit Lügen und Verdrehungen nicht
ſparen. Der Bruch ihres Verſprechens an die Rentner
und Sparer, ihr Verhalten bei der Abſtimmung über
Locarno ſind Etappen auf dieſem Wege und führten fol
gerichtig zu der inneren Anwahrhaftigkeit, mit der ſie als
jetzige Regierungspartei die Republik als Staatsform an
erkannten Dieſelbe Unwahrhaſtigkeit begleitet ſie ouch
bei ihrer Mitarbeit in der Geſetzgebung und kommt be
ſonders bei dem Bericht hierüber in ihrer Preſſe zum
Ausdrüuck.

Die Deutſchnationalen haben zuſammen mit den an
deren Parteien des jetzigen Rechtsblocks kürzlich das Ar
beitszeitnotgeſetz im Reichstag gegen die Stimmen der
Linken angenommen. Sie ſind alſo auch für die Auswir
kung dieſes Geſetzes verantwortlich. Amſomehr, weil ge
rade von ihnen als der ſtärkſten Koglitionspartei die An

Aer Beckere nse re Bearrkelehs n e heindet sch fetztan Mernse Beſpeſger Serabe 87,

2 Treppen mencerre C ar e Set G. F. e.Fernsprehnö ber deBee Berkmemnanrer 27277.

geſchieht nun! Die deutſchnationale „Halleſche Zeitung
wer öffentlicht in ihrem Handelsteil der Ausgabe vom 4
Mat einen längeren Artikel, in dem die Folgen des Ge
ſetzes für Jnduſtrie, Warenpreiſe und weite Schichten der
Verbraucher in den ſchwärzeſten Farben geſchildert und be
ſonders wieder die Kleinrentner und Penſionäre als die
Leidtragenden, die ſich gegen die zunehmende Teuerung
nicht wehren können, bezeichnet werden. Anſtatt Ein
ſchränkung und Höherbezahlung der UAeberſtundenarbeit
müſſe man (ſo heißt es in dem Artikel) billiger und län
ger als früher bei uns arbeiten, falls die Wirtſchaft in
Gang kommen ſolle. Jetzt werde eine neue Senkung des
Konſums eintreten, während man doch auf eine Hebung
nd Verbilligung des Verbrauchs bedacht ſein müſſe.

Jn der ganßen Polemik aber kein Wort davon, daß
dieſes Arbeitszeitnotgeſetz durch die Stimmen der Rechts
parteien erſt Geſetz geworden iſt. Kein Wort darüber, daß
dieſe infolgedeſſen auch für die Auswirkung die Verant
wortlichen ſind. Jn raffinierter Weiſe wird vielmehr
bei dem unkundigen Leſer die Vorſtellung erweckt, als
ob die Rechtsparteien mit dieſem Arbeitszeitnotgeſetz ab
ſolut garnichts zu tun hätten, ſondern alles wieder den
Demokraten uſw. zur Laſt falle.

Man ſieht. Unwahrhaftigkeit und feige Drückeberge-
rei ſind den Deutſchnationalen und ihrer Preſſe zur Ge
wohnheit geworden. Zur Regierung hat man ſich ge
drängt. Die Geſetzmaſchinerie arbeitet unter ſtärkſter
deutſchnationgaler Beeinfluſſung. Aber den Miut, für die
eigenen Taten einzuſtehen, bringt weder die Partei moch
ihre Preſſe auf. Das iſt Korruption im vollſten Sinne
des Wortes.

Halle. Eine Vertretertagung unſeres Wahlkreisver
ſhandes wird am Sonntag, den 22. Mati, in Halle im Neu
marktSchützenhaus abgehalten Die Tagung beginnt vor
mittags 11 Ahr. Beſchäftigen wird ſich die Veranſtaltung
in der Hauptſache mit Organiſationsfragen, zu denen auf
Grund der eingegangenen beantworteten Fragebogen der
geſchäftsführende Vorſtand beſtimmte Vorſchläge vorberei
ten und worlegen wird. An der Vertretertagung nehmen
außer den nach den Satzungen beſtimmten Mitgliedern
des geſchäftsführenden Vorſtandes und des Geſamtvor
ſtandes je zwei Vertreter jeder Kreisorganiſation, die von
dieſer zu wählen ſind, teil. Allen Kreisorganiſationen
geht ein beſonderes Einladungsſchreiben mit Dagesord
nung zur Vertretertagung zu.

Halle. Frauengruppe der D. D. P. Donnerstag,
den 19. Mai, abends 8,15 Uhr Zuſammenkunft im Nico
aus Herr Dr. Elkan ſpricht über „Erlebniſſe im be
ſetzten Rheinland“. Bei dem allgemeinen Jntereſſe, das
dieſer Vortrag finden wird, werden außer den Mitglie-
dern der Frauengruppe auch die Herren um recht zahl
reiche Beteiligung gebeten

Halle. Jm „Weltbund für Freundſchaftsarbeit der
Kirche wird Profeſſor Rad e Marburg am Mittwoch,
den 18. Mati, in Halle ſprechen. Wir machen unſere Mit
glieder auf den Beſuch dieſes Vortrages beſonders auf

nahme dieſes Geſetzes in erſter Linie abhing. Aber, was
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werkſam. Näheres über die Veranſtaltung wird aus der damit die außerpolitiſchen günſtigen Rückwirkungen kurz
zu erfahren ſein.
Vom Reichsminiſter g. D. Dr. Kü l iſt eine

Die

Tagespreſſe z
Halle.

Schrift „Demokratiſche Gemeindepolitik“ erſchienen
Schrift, die auch das Kommunalprogramm der
enthält, und allen kommunalpolitiſch intereſſierten Par
teifreunden beſonders empfohlen werden kann, iſt durch
die Reichsgeſchäftsſtelle, Berlin SW 11, Bernburger Str.
18, zu beziehen. Preis R.Mk.

Naumburg. Jn der Zuſammenkunft am Mai ga
ben die Delegierten den Bericht über die Halleſche Bezirks
werſammlung und der Vorſitzende den über den Parteitag
in Hamburg. Daran ſchloß ſich ein außerordentlich in
ſtruktiver Vortrag über die Bedeutung der inneren Ko
loniſation für Handel, Gewerbe und Jnduſtrie einerſeits
und die deutſche Arbeitnehmerſchaft andererſeits. Ueber
zeugend wurde nachgewieſen daß durch die maſſenhafte
Schaffung neuer bäuerlicher Stellen der Abſatzmarkt für
Die gewerblichen und induſtriellen Erzeugniſſe bedeutend
erweitert wird, der Reallohn auf natürliche Weiſe ſteigt,
und das Kreditkapital in Deutſchland durch die Art der
Finanzierung bedeutend verſtärkt und verbilligt werden
kann. Als Weg wurde die Auflage einer ausländiſchen
Reichsſtedlungsanleihe, etwa in Newyork, London, Am

Partei

Einzelne Bedenken, die in der leb
wurden detſtand der Redner

wirkſam zu entkräften Der überaus anre gende Abend
ließ den Wunſch auſtommen, über die vorgetragenenJdeen auch anderwärts im Intereſe einer bebhaften und

dabei wirkſamen Parteiwerbung zu debattieren
(Berichte für den „P. W. bitten wir direkt an die

Geſchäftsſbelle, Halle (Saale), Leipziger Straße 87, zu
richten

Weißenfels. Am Sonntag, den 15. Mai, vormittags
9,30 Ahr, ſpricht gelegentlich des Mitteldeutſchen Hand
werkertages der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker
Aſchoff in Schumanns Garten. Wir machen unſere Par
beifreunde auf dieſe öffentliche Veranſtaltung aufmerkſam

Falkenberg. Unſere Ortsgruppe hatte ſür ihre Mai-
verſammlung Herrn Abgeordneten Dr. Bohner, Magde
burg, als Redner gewonnen. Wir hörten zuerſt einen
gediegenen Vortrag über Kulturfragen und wurden dann
durch eine feine und köſtliche Schilderung des italieniſchen
Faſchismus erfreut. Reichlich zwei Stunden hat Herr Dr.
Bohner zu unſerer Verſammlung geſprochen, Und doch hät
ten ihm alle, aber auch alle, die da waren, noch länger
gelauſcht. Wir glauben, daß der Abend nicht nur ein

zuſammengeſtellt.
haften Debatte geſtreift

Soziales.
Der Reichsfinanzminiſter gegen eine Aenderu

Ortsklaſſenverzeichniſſes.
Eine Zwiſchenregelung geplant.

Nach dem Reichsbeſoldungsgeſetz iſt das Or
verzeichnis für die Beamten ſpäteſtens bis zum
1928 neu aufzuſtellen. Jn der Zwiſchengeit n
Reichsfinanzminiſter mit Zuſtimmung des Reichs
Zzelne Orte in eine andere Ortsklaſſe einreihen
Reichsfinangminiſter hat dem Preußiſchen Staate
rium nun mitgeteilt, daß eine allgemeine Nachprüi n
Ortsklaſſenverzeichniſſes zur Zeit nicht in Frage l
Ebenſo wenig hält der Reichsfinangminiſter eine n
beſtimmtes Gebiet ſich erſtreckende Nachprüfung
gämncig, da ſich die Nachprüfung nicht auf einen
Reichsgebietes beſchränken läßt. Dagegen ſollen
Grund von ſeit dem 1. November 1924 erfolgten 9
meindungen erforderlichen Abänderungen der Ort
einteilung demnächſt durch eine Zwiſchenregelung
nommen werden.

Be en FinWeitere Berichte mußten wegen Raummangel n de

ſterdam und Zürich, vorgeſchlagen ünd im Zu ſammenhang ſchöner e re gewoſe en iſt. alt d du lebha
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der Deutſchen Demotratif

Finanz und Wirtſchaftspolitit

in der Zeit der Wirtſchaftskriſe.
Von lebhaftem Beifall vegrüßt, führt Dr. Reinhold u. a.

s Ich gehe wohl in der Annahme,

III.

inanzminiſter iſt mir aber ſchon früher zuteil geworden: Nie Kreiſe finden, wenn wir 1986 mit der von i

Hauptausſchuß in loyaler Weiſe zu erklären,

en. Nachdem aber Miniſter Köhler die alte Tradition Jch ergriff dieſe Friedenshand.
hat, daß man ſeinem Vorgänger, und wenn auch nur Es iſt ein offenes Geheimnis, daß m

it Worten, für das Geleiſtete den Dank gausſprach, und wenn die Finanzpolitik auch 1927 mit derſelben Perſon fortzuſetzen,
im Gegenteil dazu überging, alle möglichen Dinge in die die ſie 1926 führte. Es waren nicht finanzielle Gründe, die

t elt zu ſetzen, die dann draußen in der Provinzpreſſe einen dies verhinderten und die zu der Jntereſſengemeinſchaft zwi

z unfinnigen Widerhall gefunden haben, dann bin ich es ſchen Zentrum und Deutſchnationalen führten.
ſſerer Sache und der Reinlichkeit der deutſchen Politik ſchule ich ſage das ganz offen

J daß ich hier, da ich nicht mehr im Parlament bin, aus
lichen Gründen heraus Rede und Antwort ſtehe
Was iſt denn geſchehen, das mir und uns den Haß der hafter Beifall.)

eern und Anhänger ſammeln konnte.
lam, hatte ich zunächſt ſchwere Tage denn v

deren Parteien in Deutſchland ſo zugezogen hat? Als mich Nach der Vorlegung des Etats für 1927 hielt der Ab
damalige Reichskanzler Dr. Luther als Reichsfinanzmini geordnete Oberfohren eine

M verief, war es den anderen Parteien, die übergangen wa ich noch nie eine Rede im Reichstag gehört und gel ſen
eine gewiſſe Freude daß man dieſes Amt einem Demo Bei der wie bei Oberfohren, faſt jede vorgebrachte Ziffer und
r gal denn die Finanzpolitik war nicht etwas, womit jedes erwähnte Argument von Anfang bis Ende falſch iſt.

Als ich ins Oberfohren hat das, was Hergt als falſch hingeſtellt hatte,
on dem Mo wieder aufgenommen und von einer „greifbaren Finanzktta

it an, wo ich mit der klaren Abſicht herauskam, in der Re ſtrophe“ geſprochen. Seine Vorwür
rung das in die Tat umzuſetzen, was die Demokraten in mentlich auf drei Punkte. Er hat erſtens behauptet, ich hätte
Oppoſition gefordert haben, wie ja die Demokraten meine Finanzpolitik nur durchführen können, weil ich den Etat

der Oppoſition immer nur Forderungen erheben, die ſie in von allen ſtillen Re
Regierung dann auch durchführen können hatte ich von daß von einem Ueberſchuß 1926 keine Rede

herein eine Front gegen mich, weil man ſich in der Büro ſchließlich der Budgetentwurf für 1927 in
hie an den Gedanken nicht gewöhnen konnte, die Zahlen an niſſen überſchätzt worden ſei. Dieſ

als fiskaliſch anzuſehen und die wirtſchaftlichen Gründe mokratiſche Finanzpolitik fand dann, weil auch mein Nachfol
den Vordergrund zu ſtellen. Man ging auch an das Kabi ger ihn ſtillſchweigend duldete, obwohl er die Falſchheit dern den Reichskanzler, um meine Pläne zu verhindern. Argumente damals ſchon kannte (Lebh. Hört, Hört!), Eingang

Was fand ich bei meinem Amtsantritt Auf der in die Provinzpreſſe und war die Veranlaſſung
n Seite waren noch überaus ſtark gefüllte Reichskaſſen fen Angriffen gegen uns, die m
janden, und auf der anderen Seite b
ſtrophale Zuſtände der Wirt

ten, dann wäre die Politik der Steuermäßi,
geweſen. Jch kam

lliarde zu ermäßi
amals für die Oppoſitions
um hart war, weil dieſen

daß es unmöglich ſei, ſol
durchzuführen, und, um nur ein Beiſpiel zu erwäh

xusſteuer zu beſeitigen. Es war ſchwer für
demokratiſcher Miniſter erklärte,
Steuerhevabſetzungen übernehmen

Daraus entſtand eine gewiſſe Parteigehä
und wir wiſſen, unter welchen An

angeblich jugendlichen Leichtſinn
Jch erinnere daran, daß der Abgeord

Hergt ſ. Zt. im Reichstag erklärte, wir ritten mit ver
em Zügel in ein Rieſendefizit hinein und

taſtrophe eklatant ſein.
den Abſchluß des Finanzjahres 1926 vor
or dem ganzen deutſchen Volke die Frage

n wir im Frühjahr 1926
Steuern zu ſenken? Dann

iardenüberſchuß gehabt und
Bild von unſerer Leiſtungs
Wir hätten auch eine Aus

gezüchtet, die im Intereſſe un
fach nicht ertragen werden kann.
6 iſt der beſte Beweis daf

26 getan wurde,
wenn er nicht gefolgt wäre, eine ſchwere

ganzen Wirtſchaft eingetreten wäre. Wenn

etwa die Lu

erantwortung für dieſe

Schritt wurde getan,

n auf meinen
Politik begann.

ſpäterhin, im
würde die Ka
dir haben jetzt
ind ich möchte v

geworden, wen
n Entſchluß gefaßt hätten, die
wir 1926 wieder einen Mill,

lislande ein ganz falſches

und unſeres Volkes ein
ſchluß des Jahres 192
chritt, der im Frühjahr 19
war, und daß,

dem Oberfohren behauptete, daß davon keine Rede

Aufſchläge im Etat machen konnte (Heiterkeit.)

Halle (S.), den 14. Mai 1927 3. Jahrgang

en Partei.

man z. B. jetzt im Barmatprozeß lieſt, wie über die Poſtgelder
verfügt wurde, ſtehen einem die Haare zu Berge. (Zuſtimmung)
Jn Sachſen z. B. wurde mit Poſtgeldern, die angeblich ins
beſetzte Gebiet gehen ſollten, eine verkrachte Papie

daß der gekauft, wodurch ein Millionenverluſt für die Reichskaſſe ent
ndliche Empfang, den Sie mir zuteil werden ließen, der ſtand. So wurden die der Wirt

ſache Ausdruck verleiht, daß das, was ich als demokrati wendet. Es iſt für die Wirt
cher Reichsfinanzminiſter leiſten durfte, der deutſchen Wirt

aft und dem deutſchen Volke zum Vorteil gereichte. Die abnahm um es ſchlecht t
Iſte politiſche Genugtuung über meine Tätigkeit als Reichs Sehr vichtig.) Es wird deshalb wohl die Zuſtimmung weiter

bezeichnete eine Er
ſoldung und für e
Liquidationsgeſchädigten
die Frage der Liquidati
löſt werden. (Lebh. Beif
bisherigen Weiſe
chenden Abſchlags

Fehler iſt aber
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So iſt es gekommen, daß die Behauptungen Oberfohrens
durch die eigene Etatsaufſtellung der Regierungskoalition voll
kommen ad abſurdum geführt wurden. Es iſt auch falſch, daß
ich die Reſerven der Jahre 1924 und 1926 verbraucht hätte.
Die Finanzpolitik des Jahres 1926 war eine wirt

in Deutſchland für u
ſchwung das Vertrauen wirtſchaftlichen AufFinanzpolitik, die aber ſolide war, ſodaß für das Jahr 1927 und die Kapitaleinfuhr des Auslandes,

ein vorbildlicher Etat aufgeſtellt werden konnte, der hart am ganz beſonders in die Die Demokr
hier ein beſonderes Verdienſt erwerben, aten würden ſich

wenn ſie dieſen Ge
Rande des Defizit hinſtreifte. Dr. Reinhold wies dann noch
den Vorwurf zurück, als ob er für die Erwerbsloſen keine Be danken zu dem ihrigen machen würden

Dr. Reinhold legtedann die Gründe dar, die zur A usgabe der fünfprozentigen
träge in den Etat eingeſtellt habe. Er verweiſt darauf, daß
damals bereits ein Betrag von 200 Millionen in den Etat
eingeſetzt worden war, und daß die endgültige Einſetzung der
Beträge noch nicht erfolgen könne, weil das Erwerbsloſenver
ſicherungsgeſetz nicht rechtzeitig bis zum 1. April ver
werden konnte. Dieſe ſeine Haltung ſei auch von dem damali
gen Kabinett durchaus gebildet worden. Die jetzige Regie
vungskoalition muß Geſchenke nach allen Seiten machen. Das
Füllhorn iſt auch bereits über verſchiedene Parteien in aus
reichendem Maße ausgeſchüttet worden. Durchaus mögliche
Erſparniſſe am Wehretat mußten unterbleiben, weil ſonſt die
Deutſchnationalen gedroht hätten, nicht weiter mitmachen zu
wollen. Dieſe Politik belaſtet aber das deutſche Volk, und das
Wort eines Demokraten war durchaus zutreffend, daß die letz
te Etatberatung einer verlorenen Schlacht glich. Dr. Reinhold
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Kapitalien der Wirtſchaft zugute kommen ſollten. Man muß
unterſcheiden zwiſchen der Entwicklung der letzten Zeit und der
Entwicklung auf die Dauer. Die erſte iſt nicht ungünſtig. Die
Rationaliſierung der Wirtſchaft bringt jetzt ihre Früchte. Sinn
einer demokratiſchen Wirtſchaft muß ſein, die Produktion zu
ſteigern. Eine geſunde Wirtſchaftspolitik für Deutſchland muß
davon ausgehen, daß der Binnenmarkt geſtärkt wird durch
einen billigen Zinsfuß und durch eine gute Entlehnung der
Arbeit, von der das Schickſal der deutſchen Wirtſchaft abhängt.
Der Fortſchritt der Technik muß zu einem Segen der deutſchen

Wirtſchaft werden. Es müſſen alle Beſtrebungen bekämpft
werden, die auf eine Senkung des Lebensſtandards hinaüs
laufen. Jn dieſem Zuſammenhang dürfen die Zollerträgniſſe
micht weiter geſteigert werden. Die unſinnigen Zollmauern
müſſen ſoweit wie möglich abgebaut werden. Dr. Reinhold
wendet ſich hierbei gegen die Handelsvertragspolitik der
Rechtsparteien und erklärt daß eine Handelspolitik in Deutſch
Jand nur mit dem großen Ziel der Niederlegung der Zoll
mauern führen laſſe (Zuſtimmung.) Der Redner äußerte
ſich dann über den Dawesplan und erklärt, daß die Entwick
Iung, die die Behandlung des Dawesplanes gefunden hat, ihn
mit aufrichtiger Sorge erfülle. Der Dawesplan, der zwar
Deutſchland eine Atempauſe gebracht hat, iſt nicht der Weis
heit letzter Schluß Wir müſſen in Deutſchland dafür ſorgen,
Haß wir ehrliche und loyale Schuldner ſind und daß an un
erem loyalen Willen nicht gezweifelt werden bann. Dieſe Auf
Faſſung darf auch nicht durch Aeußerungen von offiziöſer Stel
e zu Zweifeln Anlaß geben. Andererſeits haben wir jedoch
immer wieder darauf hinzuweiſen, daß die falſch gegriffenen
Zahlen des Dawesplanes nicht erfüllt werden können und daß
Die Beträge des Dawesplanes leicht zu einem Dangergeſchenk
Für die anderen werden können. Man darf jedoch von dem
wernünftigen Sinn der Amerikaner erwarten, daß auch ſie zu
Dieſer Einſicht kommen werden.

Es ſind eben im Jahre 1925 ſchwere Fehler gemacht wor
den, die ſich für die deutſche Volkswirtſchaft bedenklich und un
heilvoll ausgewirkt haben. Wir brauchen einen Einfuhr Ueber
ſchuß Welthandel muß unſere Parole ſein. Die Welt muß
ſich dahin verſtändigen, daß die Kulturgemeinſchaft eine Ge
meinſchaft iſt, die auch wirtſchaftlich bedingt iſt. Nichts iſt
ſinnloſer und verbrecheriſcher, als wenn wegen einzelner Han
delsintereſſen Kriege geführt werden, durch die die Jugend hin
geſchlachtet wird. (Lebh. Beifall.) Eine nur auf Materialis
mus aufgebaute Wirtſchaft iſt und muß ein Fluch bleiben.
Eine Wirtſchaft muß immer aufgebaut werden auf ſoziglem
und hygieniſchem Empfinden. Wirtſchaft muß Hedeuten He
hung des Niveaus des Volkes, eine vernünftige Geſtaltung
der Arbeitszeit, die Ermöglichung der ſportlichen Betätigung
der Jugend, Förderung der Heimatliebe; das iſt demokratiſche
Wirtſchaft im Sinne der Jdee Friedrich Naumanns. Dieſe
Jdeen dürfen nicht nur Buchſtaben bleiben ſondern ſie müſſen
durchgeführt werden. Nichts iſt wahrer als das Wort „Die
deutſche Republik wird ſogial ſein oder ſie wird nicht ſein.
Wir gebrauchen die Befreiung unſerer Menſchen aus dem Fron

Der Arbeit die politiſche Freiheit muß auch bringen die Mög
lichkeit zur Teilnahme des Volkes an den Kulturgütern, was
mur durch eine geſunde Wirtſchaftspolitik ermöglicht werden
kann. Dieſe demokratiſche Wirtſchaftspolitik wird auch die
Verſöhnung innerhalb Deutſchlands geben, und dem Deutſchen
neben der politiſchen Freiheit auch die innere Freiheit geben.
Dr. Reinhold ſchloß ſeine Ausführungen unter ſtürmiſchem
Beifall der Verſammlung mit der Erklärung. Wenn wir dieſe
demokratiſche Politik mit allen
dem Herzen durchführen, dann werden wir zu dem Ziele kom
mnen, wo auch dem deutſchen Volke aus dem langen Winter des
Mißvergnügens ein glorreicher Sommer wird durch die Sonne

der Freiheit!Der Parteivorſitzende Koch dankt dem Miniſter für ſeinen
glanzvollen Vortrag, für ſeine würdige und wirkſame Abwehr
ungerechter Angriffe und für die weitblickenden Zukunftsbil
der, die er entrollt habe. Dr. Reinhold habe Angriffe erfah
xen, nicht weil er ein ſchlechter Finanzminiſter war, ſondern
weil er ein guter Demokvat und ein beſſerer Finanzminiſter
war als ſein deutſchnationaler Vorgänger Für uns und für

die Geſchichte dieſer Zeit, ſo ſtellt Dr. Koch feſt, iſt und bleibt
Dr. Reinhold der Miniſter der Mehrung und Stärkung der
Finanzhoheit des Reiches, der Miniſter der wirtſchaftsfördern
den Finanzpolitik und der Miniſter der Steuerſenkung.

Zum Thema:
Wirtſchaftspolitik und Sozialpolitik

ſprach dann Abgeordneter Erkelen z:
Man redet bei uns entweder von Wirtſchaftspolitik oder

von Sozialpolitik, ſelten oder nie von den Zuſammenhängen
Heider. Als wir reich waren, konnten wir uns dieſen Luxus
vielleicht leiſten. Nun wir aber arm ſind, erſt neuen Reich
um erwerben müſſen, dabei noch Schulden und Reparationen
zahlen ſollen, müſſen wir Wirtſchaftspolitik treiben, um So
zialpolitik betreiben zu können. Und umgekehrt, Sozialpoli
tik iſt nötig, um Wirtſchaftspolitik führen zu können.

Die veſte, ja faſt die einzig wertvolle Sozialpolitik iſt
jetzt die Steigerung der Kaufkraft des Volkes in Stadt und
Land. Steigert die jetzige ſoziale Verſicherung die Kaufkraft?
Rein! Die ſoziale Verſicherung behindert in weitgehendem
Umfange die Steigerung der Löhne und ſie behindert deshalb
auch die Steigerung der Kaufkraft. Der Arbeiter, der für Zei
ken der Krankheit und der Jnvalidität verſichert iſt und ver
ſorgt zu ſein glaubt, drängt weniger auf Steigerung ſeines
Regaleinkommens. Der Unternehmer, der niedvige Löhne zahlt,
und daneben ſeinen Anteil an den Sozialbeiträgen trägt, iſt
nicht ſo ſehr gezwungen, ſeine Betriebe zu rationaliſieren und
zu moderniſteren. Der Arbeiter, der beſcheidenen Lohn hat,
kann nicht ſparen. Deshalb geht der Prozeß der Bildung
neuen Sparkapitals nur langſam vor ſich. Jn allen Jnduſtrie
ländern, in denen es keine oder eine wenig entwickelte Sozial
verſicherung gibt, iſt der Lohn, mindeſtens aber das Realein
kommen der breiten Maſſe höher als in Deutſchland. Dort iſt
eben jeder mehr auf eigene Sparkraft angewieſen und drängt
deshalb auf Erhöhung ſeines Regaleinkommens. Die ſtark
überſchätzten Vorzüge des deutſchen Sozialverſicherungsſyſtems

Mitteln und vor allem mit

nicht ſparen konnten oder wollten, im Notfall noch eine ſchmale
Unterſtützung erhalten. Dieſer Erfolg wird aber nur dadurch
erkauſt, daß die goße Maſſe auf dem Stande einer recht ein
fachen Lebenshaltung feſtgehalten wird. Das können wir ſo
wohl aus wirtſchaftlichen als aus ſogialen Gründen nicht wei
ter ertragen. Redner übernimmt aus einem engliſchen Rei
ſebericht über die Gründe der Ueberlegenheit der ameikani
ſchen Wirtſchaft eine Reihe Leitſätze, deren Durchführung ſo
wohl wirtſchaftspolitiſch als ſozialpolitiſch wichtig iſt:

a) Der Erfolg einer Unternehmung iſt in großem Amfan
ge davon abhängig, daß das Perſonal des Betriebes nur auf
Grund von Kenntniſſen und Leiſtungen, nicht aber auf Grund
von Begünſtigung oder Dauer der Dienſtzeit angeſtellt wird.

b) Der Erfolg einer Anternehmung muß durch eine Stei
gerung des Geſamtgewinnes bei gleichzeitiger Herabſetzung
der Preiſe für den Verbraucher und bei ebenfalls gleichzeitig
geſteigerter verbeſſerter Qualität erreicht werden. Es iſt wich
tiger und ſteigert den Geſamtgewinn, einen großen Amſatz bei
kleinem Nutzen auf das Einzelſtück zu erreichen, als einen ho
hen Gewinn durch Steigerung der Preiſe bei kleinem UAmſatz.

c) Schnelligkeit des Warenumſchlages vermindert den Be
darf an ſtehendem und umlaufendem Kapital. Bei ſchnellem
Warenumſchlage ſind der Amfang des Betriebes und die Ko
ſten, berechnet auf das einzelne Stück, geringer

d) Die Produkkivität des Betriebes, berechnet auf den Kopf
des Arbeiters, läßt ſich praktiſch ohne Begreuzung durch Zeit
erſparnis beim einzelnen Arbeitsſtück und durch arbeitſparen
de Maſchinen ſteigern

Es iſt beſſer, die Arbeiter in irgend einem Verhältnis
zu der Größe der Produktion als durch feſten Tagelohn zu
entlohnen. Vorausſetzung iſt, daß der Betrag des Lohnes den
ein Mann auf Grund des Akkordſatzes verdienen kann, in kei
ner Weiſe begrenzt wird. Jm Gegenſatz zu der in Europa
allgemein geläufigen Annahme bedingen hohe Löhne nicht
notwendig hohe Preiſe. Jm Jntereſſe des Allgemeinwohles
iſt es nötig, die Politik der Betriebsleiſtungen einzuſtellen auf
Erhöhung der Löhne und Herabſetzung der Preiſe.

Firmen, die miteinander in Wettbewerb ſtehen, ſollten
ſich von Zeit zu Zeit regelmäßig ausſprechen über die Fort
ſchritte, die ſie in ihrem Betriebe erzielt haben. Es iſt nicht
zweckmäßig, wenn einzelne Firmen ſolche Fortſchritte für ſich

monopoliſieren.
g) Der Kampf gegen die Verſchwendung und Verſchleude

rung in der Wirtſchaft iſt ein weſentlicher Schritt auf dem
Wege zu nationaler Proſperität.

h) Es iſt geſchäftlich von größter Wichtigkeit, alle Auf

zu richten.
Hinſichtlich der Rationaliſterung und Moderniſierung ma

chen wir gute Fortſchritte. Redner berichtet von einem weſt
deutſchen Hochofen und Walzwerk, das bei einer Aufwendung
von rund zehn Millionen Mark für Neuanlagen die Tonne
Roheiſen um 4,30 l billiger herſtellen kann. Da die Tages
produktion 2 bis 3 000 Tonnen beträgt, ſo iſt das ein Mehr
gewinn von 9 bis 13 000 Tonnen täglich oder 27 bis 3,9 Mil
lionen jährlich Die Neuaufwendungen machen

kann die Erhöhung

und Halbfabrikaterzeuger mitziehen zu laſſen.
die deutſchen Zölle, die man dieſen Fertiginduſtrien

gleich gewährt, faſt nur auf
eine fortſchrittliche Jnduſtriepolitik
nären Allgemeinpolitik betreiben.

merkſamkeit auf die Wohlſahrt der Arbeiter und Angeſtellten

ſich in vier

der Zeitſchrift des Verbandes Sächſiſcher Jnduſtrieller den Vor
ſchlag gemacht, durch eine Erhöhung aller Löhne und Gehälter
um gehn Prozent die Kaufkraft des Volkes zu erhöhen um durch
Mehrabſatz aller Waren die Produktivität zu ſteigern und die
Arbeitslöhne in Arbeit zu bringen. Der Gedanke iſt ſehr gut,
in der einen Vorausſetzung, daß dieſe Lohn und Gehältser
höhung zu keinerlei Preisſteigerungen führt. Das iſt erreich
bar. Große Teile der deutſchen Wirtſchaft ſind mit ihren Ra
tionaliſterungsmaßnahmen ſo weit vorgeſchritten, daß nur eine
Steigerung des Amſatzes fehlt, um den Kreislauf: „geſteigerte
Produktion, geſteigerte Kaufkraft, geſteigerter Amſatz“ zu
ſchließen. Zehn Prozent Erhöhung der Löhne und Gehälter
ergibt eine Steigerung der Kaufkraft um drei bis dreieinhalb
Milliavden. Jede Milliarde Kaufkraftſteigerung bringen
400 000 Arbeitsloſe wieder an die Arbeit. Die Durchführung
des Vorſchlages des Generaldirektors der Lingner Werke be
ſeitigt die Arbeitsloſigkeit größtenteils und erſpart uns die
Verſchwendung, die aus unſeren ſogenannten „Arbeitsbeſchaf
fungsprogrammen“ entſteht. Redner beſpricht den Zuſam-
menhang zwiſchen Repavationszahlungen und Erwerbsloſigkeit.
Ein Viertel bis ein Drittel unſerer Ewerbsloſigkeit iſt Folge
der Reparationszahlungen. Darnach erörtert der Redner den
Zuſammenhang zwiſchen Handelspolitik, Zollpolitik und So
zialpolitik. Unſere Ausfuhr und Einfuhr beträgt in der Men
ge kaum 50 bis 60 Prozent des Vorkriegshandels. Davon er
heben wir 300 Millionen mehr an Zoll. Die Zollbelaſtung
iſt alſo doppelt und dreifach ſo hoch wie vor dem Kriege. Das
hat eine Verminderung der Kaufkraft zur Folge. Die Hoch
ſchutzzölle des Auslandes gegen deutſche Waren werden meiſt
begründet mit den niedrigen deutſchen Löhnen. Wenn wir bei
unſeren, im Vergleich zu England, Holland, Schweiz, Verei
migte Stagten uſw. niedrigen Reallöhnen bleiben, führt das
weiter zu nichts anderem als der Füllung der ausländiſchen
Zollkaſſen mit den Erträgen der deutſchen Arbeit. Das iſt eine
ſchlechte Politik. Anſere ganze Handelspolitik iſt ſchlecht. Das
Reichswirtſchaftsminiſterium iſt nur das Elearinghaus für die
Zollwünſche der mächtigſten Jntereſſenten, d. h. die Agrarier
und der Schwevinduſtriellen. Jedes deutſche Miniſterium hat
ſeine eigene Handelspolitik. Das Ergebnis iſt ein klägliches
Durcheinander. Die Jntereſſen der Fertiginduſtrie, beſonders
die Jntereſſen der kleinen und der mittleren Fertiginduſtrie
werden dabei völlig vernachläſſigt. Die deutſche Eiſen und
Stahlwareninduſtrie wird bei allen Handelsverträgen gerade
zu preisgegeben. Daß ſich dieſes Syſtem auch noch „Schutz der
nationalen Arbeit nennt, iſt geradezu ein Hohn Aus Angſt

riern, den Schwerinduſtriellen und den Führern der großen
Wirtſchaftsverbände. Sie erreicht aber nicht nur keinen Schutz
vor neuen ſozialpolitiſchen Maßnahmen, ſondern muß noch zu
ſehen, wie ihre handelspolitiſchen Intereſſen ſtets preisgege
ben werden. Wir müſſen das Banner einer Handels und
Zollpolitik zum Schutz der Fertigwarenausfuhr erheben. Däs
gilt ſowohl für landwirtſchaftliche als für induſtrielle Edol
erzeugniſſe. Jn ihnen ſteckt der meiſte Arbeitslohnn. Sie be

beſtehen nur darin, daß die Menſchen, die aus eigener Kraft ſchäftigen die meiſten Menſchen. Nur von dieſen Jnduſtrien

Jahren bezahlt. Herr Kommerzienrat Sihler Dresden hat in

vor den Arbeitern ſucht die Fertiginduſtrie Schutz bei den Agra

der Kaufkraft der Maſſen ausgehen
begehen bisher nur den Fehler, ſich in dem Schwanz der

zum 2
dem Papier Man kann

auf einer ebenſo regal
Demokratie und Ferti

duſtrie gehören zuſammen. Wir kämpfen für Die deu
Qualitätsarbeit in Stadt und Land.

Allgemeine Anusſprache.

Der preußiſche Landtagsabgeordnete Hourtz hob her
daß in Preußen ein gewerblicher

der Einkommenſteuer noch 600 Mark Gewerbertragsſteuer
len müſſe. Jn Sachſen ſei die Belaſtung noch höher. Dagſe
für den gewerblichen Mittelſtand unerträglich. Die Ster

O

betriebe mehr als bisher zu den Gemeindelaſten beitroe
geſetze ſeien ſozial zu geſtalten. Namentlich müßten die E

(Beifall.)
Dr. Rauecker als Vertreter der demokratiſchen Arbeitnel

führte aus, daß die Arbeitnehmer der Partei Dr. Rein
für ſeine ſozialethiſche Finanzpolitik zu danken hätten.
Umſchichtungsprozeß der Wirtſchaft drohe aber, den etwas
ſteigerten Lebensſtandart der Arbeitnehmer neuerdings wo
herabzudrücken. Deshalb ſeien hier Kompenſationen gebe
wie z. B. ein wirklicher Preisabbau. Bisher habe faſt nu
Fertiginduſtrie ihre Preiſe abgebaut, während die Schw
duſtrie, z. B. Bergbau und Großeiſeninduſtrie, ſogar ihre
ſe erhöht habe. Die Arbeitnehmerſchaft werde in Lohnfr
mie Weſentliches erreichen, wenn ſie nicht ebenſo wie die An
geber eine feſte Einheitsfront bilde. Jn dieſem Zuſame
hange ſei es ſehr bedauerlich, daß die chriſtlichen Gewerkſch
in der letzten Zeit nicht bereit ſeien, mit den freien und
HirſchDunkerſchen Gewerkſchaften in einzelnen Fragen
praktiſchen Politik zuſammenzugehen. Notwendig ſei eine
baldige durchgreifende Lohnerhöhung. Dadurch brauche d
aus bei durchgeführter Rationaliſierung keine Preisſteige
zu entſtehen, wie das amerikaniſche Beiſpiel zugleich auf
die Möglichkeit des Achtſtundentages bewieſen habe. Wich
noch als die ſo zu erzielende äußere Befreiung ſei jedoc
innere Befreiung der Arbeiterſchaft, u. a. auch durch Err
rung ihrer allgemeinen und Berufsbildung. (Lebh. Beil

Major HaufRathenow verlangte, daß die Demokrate
ſonders auch in der Oppoſition immer wieder auf den e
blähten Wehretat hinweiſen, der vieles Entbehrliche ent
während für Junglehrer und Kinderſpeiſungen ſowie fü
dere kulturelle und ſoziale Zwecke die Mittel geſtrichen
den. Der Redner zählt Einzelheiten des Reichsweh
auf und wendet ſich u. a. gegen die allzu zahlreiche Abha
von Manövern bei einer auf zwölf Dienſtjahre verpflich
Mannſchaft ſowie gegen den mit 40000 Pferden viel zu
ken Tierbeſtand der kleinen Reichswehr. Zu fordern ſei
Republikaniſterung der Wehrmacht, die aber keineswegs
bedeutend wäre mit Politiſierung. Der Reichswehrerſat
fe ſich nicht mehr unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit vollz

(Beifall.)
Miniſter a. D. Gothein bezeichnete den Tag, an der

Reinhold aus dem Amte ausgeſchieden ſei, als ſchwarze
für das deutſche Volk und die deutſche Wirtſchaft. Mit
nahme von Dernburg habe nach der Revolution außer
hold kein Finanzininiſter das erforderliche Wirtſchaftsvert
nis gehabt. Die dritte Stkeuernotverordnung Dr. Luthe
be mit ihrer übergroßen Belaſtung kataſtrophale Wirk
für die Wirtſchaft gehabt und zugleich eine Teuerung
entſtehen laſſen. Die Wirkungen der Rationaliſierung, d
namentlich in der Erwerbsloſigkeit zeigen, müßten durch
zielbewußten Preisabbau mit dem Ergebnis der Stei(
der Konſumkraft und dadurch der Vermehrung der Prod
behoben werden. Anſere Steuerlaſt ſei viel zu groß, ſod
Amerika gegenüber, das nur eine Steuerbelaſtung von
zent habe, nicht konkurrenzfähig ſeien. Alle Verſuch
Steuerſenkung ſeien jedoch nutzlos wenn die Fraktion
dem Brauch feſthielten, im Reichstag immer wieder A
zum Etat zu ſtellen, die neue Ausgaben erfordern. Auf
Wege müſſe die Deutſche Demokratiſche Partei vorbildli

ken. (Beifall.)
Füſſel- Dresden ſchilderte die Notlage des Mittel

der die Hilfe der Demokraten durchaus nicht entbehren
Beſonders kritiſch ſei die Lage der kleinen Handwerke
Reinhold habe als Miniſter viel zur Entlaſtung des
ſtandes getan, doch erſcheine die zukünftige Entwicklun

los Neue Beratung des Zolltarifs ſei notwendig, eben
allmähliche Beſeitigung der Mietzwangswirtſchaft. De
teivorſtand müſſe ſich des Mittelſtandes als des wich
Bindegliedes zwiſchen rechts und links annehmen. Dem
und Mittelſtand müßten zuſammenbleiben in guten un
Tagen, dann würden die Demokraten ſich die Zubun

obern. (Zuſtimmung.)
Der frühere Reichstagsabgeordnete, Malermeiſter

bezeichnete den gewerblichen Mittelſtand als eines der
Reſervoire für die Partei, und gab ſeinem Einverſtänd
dem Mittelſtandsprognamm der Partei Ausdruck. Ge
der Wirtſchaftspatei, die in erſter Linie perſönliche Jn
vertritt, müſſen die Demokraten allerdings erklären
ſie gunächſt das deutſche allgemeine Intereſſe im Voorde

ſtehe.

nichts ferner liege, als wieder
beizuführen. Wir bedauern, ſo erklärt der Redner weil
es denjenigen, die ſich mit uns zu republikaniſchen Un
ſammenſchließen wollten, nicht gelungen iſt, dieſen Str
zurückzuhalten. Wir, die wir die ungeheuren Verdien
Zentrums um den Aufbau Deutſchlands immer gern an
haben, können wahrhaftig keine Freude daran haben, we
ſes gute Koalitionsverhältnis, das wir bisher hatte
durch den ſchwebenden Kulturſtreit bedroht wird. W
ſen uns aber hüten vor dem Geiſte des römiſchen corpu
canonici. Jeder Verſuch, die auch in der deutſchen Vel

Dabei ſte

Betrieb mit 10 000 Mark
trag bei einem gemeindlichen Zuſchlag von 500 Prozent n

in ugſtcht

i Staates
de giſa

n
e der
e ann erguter

ging des ſo

nd daß d

idig ſ
n gewiſſe

ſnkordat

einen
ebogene
en Sch

h en der
den daß
n Wortla

nen. C
f

t

et

e

e Perfaſſ

ſrern an

ort wir
ſſet der

er

e

vogfeſſe

e gokraten

n ſei grun
ſlals berau

en aus
ren t
in Militä
ſei den

e Kiſtung
d dürfe

dahſchland

d aufri
m eine

w

S

d ch n
n enland

en der
n Rücken

u vaterlä
uftehen,

ver P
W dung

R Pitteſſtand

be tragen

n Stand
u ende Be

h Weichende

hie 9
M Nt Mitte

h Vatoriſche

Ibit ſei di
Ibziale Au

Klgates e

theitnehn

i in all
Vnke dürf

npfe ge

dienſte

in und
b honne

n glaut

hin erbli

h h in D

M iür el

in Veif

Weber
e

ohne

werde

helle
be de

Arofeſſ

ſage d
i Wege
i werde

i min
ſo z.

eben a

Wgri
haſtig

Pichon

m daß
e jeht

e W
den

ſei e
ſhelen

i de
Die

h Uslan

hen
Münal

hier
9n
b

enon AnMaſſe



gehen in Ausſicht geſtellte finanzielle Abfindung der Kirche ſeitens
i der des Staates hinauszuſchieben oder zu erſetzen durch eine bin
Dabei ſie dende Zuſage einer beweglichen und geſteigerten Zuſchußwirt
n n ſchaſt, iſt nicht im Sinne der Demokratie Wir ſind durchaus
n kann nicht der franzöſiſchen Meinung, eine ſolche Trennung von
benſo ren Staat und Kirche herbeizuführen, bei der die Kirche ſich nicht
ind Feri geſund erhalten kann. Es liegt aber nach unſerer Meinung
die deu im Intereſſe der Kirche, daß ſie auf die freiwillige Beſteue

rung des ſogenannten Kirchenvolkes angewieſen iſt. Der Zu
ſtand, daß der Staat für die Kirche das Geld einzieht, iſt un

h würdig für die Kirche. Das Zentrum habe die Rechtsſchwene. ung gewiſſermaßen nur auf Befehl Roms mitgemacht, um das

hob hen Konkordat mit denen durchzuführen die ſich bereit erklärten,
000 Mark es anzunehmen. Die Demokraten müßten in dieſer Frage eine
Prozent ne ungebogene Linie der Oppoſition einnehmen. Auf keinen Fall
agsſteuer dürften Schulfragen in das Konkordat einbezogen werden. Ent
öher. Dag gegen der Auffaſſung des Reichskanzlers Marx müſſe betont
Die St werden, daß die Beſtimmungen des bayr. Konkordats weder mit

ten die G dem Wortlaut noch mit dem Sinn der Reichsverfaſſung überein
ten beittg ſtimmen. Es iſt nicht angängig, daß die Gewiſſensfreiheit, die

die Verfaſſung ſowohl den Erziehungsberechtigten wie den
Arbeitneg Lehrern und allen übrigen erteilt hat, in irgendeiner Weiſe
Dr. Rein Ferſtört wird. Er hat auch nur diejenige Unterwerſung Wert,
i hätten. hinter der die freie Lehrerperſönlichkeit ſteht. Lebh. Beifall

den elwas Profeſſor Quidde äußerte ſich über die Zuſtimmung der
rdings m Demokraten zum letzten Reichswehretat dahin, daß ſich die

Partei grundſätzlich nicht des Mittels der Ablehnung eines
ts berauben dürfe, um der jeweiligen Regierung ihr Miß

uen auszuſprechen. Die Steigerung des Militäretats in den

en Militärvorlage von 1914 erfreulicherweiſe habe die
ßartei den Miniſter Geßler jetzt nicht mehr zu decken. Mit

der Rüſtungsfrage hängt eng zuſammen die auswärtige Politik
da dürfe man uns nicht vom Auslande vorhalt können, daß

reien in Deutſchland aufrüſte. Jn der Frage d. Rheinlandräumung werde

aänd aufrüſte. Jn der Frage der Rheinlandräumung werder c Sen man eine frühere Räumung erreichen können, wenn Deutſch

brauche land ſich nicht ſelbſt die Lage verſcherze. Die Räumung des
Preisſteig heinlands ſei die abſolute politiſche und moraliſche Konſe
gleich aug queng der LocarnoPolitik. Deshalb müßten wir uns aber
abe. Wich den Rücken freihalten und nicht zulaſſen, daß durch die Politik
ſei jede der vaterländiſchen Verbände außenpolitiſche Schwierigkeiten

durch Er entſtehen.
debh Bei Der Preußiſche Handelsminiſter Dr. Schreiber wies auf
demokrate die Dringlichkeit des Schutzes der Jntereſſen des gewerblichen
zuf den i Mittelſtandes hin, der die größten Laſten aus der Jnflation

rliche entſ habe tragen müſſen. Die Partei ſtehe in ihrer Geſamtheit aufſowie n e Standpunkt, daß der ſelbſtändige Mittelſtand keine ver

n e ſinkende Berufsſchicht iſt, ſondern im Gegenteil eine große aus
M kicherde Relte zwiſchen lints und rechts ſpielt Der ſelb
n andige Handwerker ſei der Träger deutſcher Qualitatsarbeit

Der Mittelſtand müſſe ſich aber der modernen techniſchorga
t niſatoriſchen Entwicklung anpaſſen. Von beſonderer Wichtig
n n keit ſei die Löſung der Wohnungsfrage, und es ſei eine große
d n ogziale Aufgabe der Demokratiſchen Partei, eine ſoziale Geſetz
en gebung zu ſchaffen.
v eimſtätte entwickelt werden. Ein Mieterrecht zu finden,
u den Intereſſen des Vermieters und des Mieters entſpricht

ſei Aufgabe der Partei. Jn der Sozialpolitik müſſe die Arbeian d erklaſſe mehr als bisher in den Organiſationsprozeß des
ſhwarpt Staates eingefügt werden. Heute ſei der Gegenſatz zwiſchen
ſt Albeitnehmner und Arbeitgeber in Deutſchland vielleicht größer
t a als in allen anderen Ländern. Der Werksgemeinſchaftsge
haft anke dürfe von den Arbeitgebern nicht geführt werden im

Luth mpfe gegen die Gewerkſchaften; denn dieſe hätten ſich große
le Wit rdienſte erworben Die Arbeitnehmer müßten aber auch
en eiſtig und geſellſchaftlich emangipiert werden (Lebh. Beifall.)
erun Es komme darauf an, daß die Arbeitnehmerſchaft an ihre Zu
en dir kunft glauben lerne. Der Arbeitgeber müſſe ſeine Aufgabe
er S darin erblicken, den Arbeitnehmer als Menſchen zu gewinnen.
der P Auch in Deutſchland müßten wir endlich ſagen können daß
groß o wir nur ein Verdienſt nach der eigenen Leiſtung anerkennen
ng von Lebh Beifall
Veiſ Dipl.Jng. Graf erhebt Bedenken dagegen, die Qualitäts
Fraktin Arbeit durch maſſenhafte induſtrielle Erzeugung zu erſticken.
vieder Die Ueberinduſtrialiſierung ſei tatſächlich vorhanden. Frag-
n u lich ſei es, ob überhaupt eine Löſung des Erwerbsloſenpro
vorbil les ohne eine Verufsumſchichkung möglich iſt. Wahrſchein

Ich werde es nicht zu umgehen ſein, die überzähligen Jndu
Mit ſtriearbeiter dem Lande zuzuführen. Hier liege eine große

itbehrn Aufgabe der Demokratiſchen Partei
4 Profeſſor Deutſchbein bezeichnete die Löſung der Woh

ung Nngfrage durch Mietserhöhung als untragbar Vielmehr müſ
ln ſe im Wege der Anleihe das Wohnungsbauprogramm durchge

dig ehe t werden. Zugunſten einer Regierungskoalition dürfe die
aft tei nicht allzugroße Opfer bringen. Der Gegenſatz der

okratiſchen Partei zum Zentrum ſei beſonders heute ſehr
groß, ſo z. B. in Preußen. Notwendig ſei ein entſchiedeneres
Eintreten auch für die wirtſchaftlichen Belange der einzelnen
Wählergruppen, weil ſonſt anſtelle der politiſchen Parteien

wirtſchaftliche Splitterparteien ſich entwickeln können.

Reichsminiſter a. D. Dr. Dernburg, beifällig begrüßt, hob
hervor, daß Räthenau ein Opfer gerade der Kreiſe geworden

ei, die jetzt die von ihm begründete und für Deutſchland not

endige Außenpolitik in der Reichsregierung ſtützen ſollen.
Durch den Eintritt der Deutſchnationalen in die Reichsregie

erung ſei eine Verſteifung der internationalen Beziehungen
M ngetreten. Wer ſollte, auch wirtſchaftlich dem Deutſchen Rei

he krauen, wenn eine Regierungspartei die Beſeitigung der
Republik und die Wiedereinführung der Monarchie betreibt?
Der Redner tritt noch ein für Vermehrung der Ausfuhr und

enkung der Laſten der Wirtſchaft im Sinne der Politik Rein
olds Die Republik werde leider auch von gewiſſen chauvini

hen Kreiſen der Auslandesdeuſſchen fortgeſetzt geſchmäht.
Weſen Kreiſen müſſe deutlich gemacht werden, daß eine ſolche

Haltung nicht geeignet iſt, die Liquidationsſchadenanſprüche
V er Auslandsdeutſchen innerhalb des deutſchen Volkes zu un

ſtützen. Die Demokratiſche Partei müſſe Torwächter des in
nationalen Anſehens bleiben. (Beifall.)
Regierungsrat VogtBerlin ſetzt ſich für die Annahme einer
Atſchließung des Beamtenausſchuſſes éin, die eine ſofortige

ines

perſti
G

ahren 1924 bis 1927 ſei größer als in der Zeit vor der gro

neten SchuldtSteglitz, den Dank der demokratiſchen Beamten
für ſeine treffliche Beamtenpolitik aus Weiter vittet er um
Annahme einer Entſchließung, die das Göttinger Beamntenpro
gramm der Demokraten ähnlich dem geſtern vom Parteitag
verabſchiedeten Bauernprogramm“ als Anhang zum Partei
programm feſtſtellen will. Er ſchließt mit einem Dank en den
Parteivorſtand und die demokratiſchen Fraktionen der Parla
mente für ihre erfolgreiche Vertretung der Beamtenintereſſen.

Rechtsanwalt Dr. Eyck Berlin fragt, wie die Demokraten
noch in der Oppoſition unabhängig von den Sozialdemokraten
gelten wollten

DünnebierNeunkirchen überbringt die Grüße der demo
kratiſchen Partei des Saargebietes (Leb. Beifall.). Er bezeich
net die engſte Verbundenheit des Sagargebietes mit Deutſch
land als eine Selbſtverſtändlichkeit und ſchließt mit einer
Schilderung der Zerſplikterung im demokratiſchen Lager im
Saargebiet, wo ſich außer der demokratiſchen Partei noch eine
DeutſchSaarländiſche Volkspartei gebildet habe, die angeblich

S Am Sonnabend dem 14. Mai,
wird die

Deutſche Theater Ausſtellung
Magdeburg 1927
feierlich eröffnet

Die Ausſtellung hat weit über Deutſchlands und
Europas Grenzen hinaus lebhaften Widerhall gefunden,
und es iſt damit zu rechnen, daß eine große Anzahl
von Beſüchern, darunter eine Reihe führender Perſön
lichkeiten der Behörden, der Wirtſchaft und der Preſſe
zum erſten Tage der Ausſtellung Magdeburg beſuchen
werden. An die Bevölkerung Magdeburgs ergeht da
her der Ruf

Fahnen heraus
Gebt der Stadt Magdeburg ein der Bedeutung

des Tages entſprechendes Ausſehen!
Zeigt Euer Intereſſe, das Jhr bisher in reichem

Maße der Ausſtellung entgegengebracht, durch eine
würdige Ausſchmückung des Magdeburger Straßenbildes!

IEIEIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIn e e en hwuch demokratiſch ſei, aber von der Demokratie offenbar nur
das Wort deutſch übernommen habe.

Dr. Franken, der der Deutſchen Saarländiſchen Volks
partei“ angehört, betont demgegenüber, daß er auch in dieſer
Partei, die vielleicht einen etwas unglücklichen Namen trage,
derſelbe gute Demokrat ſei, der es vorher war. Auf Vorſchlag
des Vorſitzenden Koch werden die zu dieſer ſaarländiſchen Fra
ge eingegangen Anträge dem Parteivorſtand zur Evledigung
überwieſen. Dabei hebt Koch hervor, daß der Parteivorſtand
danach ſtreben werde, unter den Demokraten des Saargebietes
die größtmögliche Einheit herbeizuführen (Beifall).

Staatsminiſter a. D. Hellpach bezeichnet als wichtig die
Selbſtprüfung und Klärung der Frage, wie die Demokratiſche
Partei zu den großen Induſtrie ſogziglen Fragen ſtehe. Nach
dem das Bauernprogramm ſeine Erledigung erfahren habe,
müſſe auch dieſes Problem geklärt werden Dabet müſſe man,
wie ſchon Erkelenß betonte, neue Gedanken erwägen, weil das
Alte, die Sozialdemokratie, heute nicht mehr ausreiche. Es
beſtehe wenn man hier micht ſchnell arbeite, die große Gefähr,
daß ähnlich wie in anderen Dingen, Andere auch hier ernten,
was die Demokraten geſät haben Zur Frage des Konkordats
hob Hellpach hervor, daß bei den Verhandlungen gedacht wer
den müſſe, daß die 20 Millionen deutſcher katholiſcher Men
ſchen mit ihrer nicht nur katholiſchen ſondern auch deutſchen
Seele auch ein Teil unſeres Organismüus ſind, und in ihrer
Doppelſtellung als Verkragspartner ſowohl des Staates wie
der Kirche auch beim Staate eine ihnen gebührende Intereſſen
vertretung finden müßten

Ehrenobermeiſter Knie ſt Kaſſel, Mitglied des Preu
hiſchen Landtags hebt die Verdienſte der demokratiſchen Mi
miſter um den Mittelſtand hervor. Mit großer Sorge müſſe
man die Erwerbsloſenfürſorge betrachten. Notwendig ſei die
Aufhebung der Lehrlingsbeſchränkung, um vielen jungen
Menſchen überhaupt die Möglichkeit zur Erlangung eines
Handwerks zu geben.

Juſtizrat Dr. Falck Köln, Vorſitzender der Preußiſchen
Land tagsfraktion bezeichnet es als verfehlt, wenn die Demo
kraten in Preußen aus der Koalition ausſcheiden würden, nur
weil die Partei im Reiche in der Oppoſition iſt. Auch für kein
anderes deutſches Land könne dieſe Möglichkeit in Frage kom
men. Wenn eine Annäherung in den Schulfragen an die
Deutſche Volkspartei erfolge, ſo ſei das zu begrüßen.

HofheinzHeidelberg weiſt auf die große Gefahr aus
einem Konkordatsabſchluß hin. Leider habe man bereits in
der Weimarer Verfaſſung dem Konfeſſtonalismus mit einigen
Artikeln Einlaß verſchafft. Heute habe Art. 146 der Reichs
verfaſſung, der die Gemeinſchaftsſchule zur Regelſchule machen
will, vielfach überhaupt keine Geltung mehr. Das Elternrecht
ſei eine der größten Errungenſchaften und müſſe zur Eltern
pflicht ausgebaut werden. Die Simultanſchule in Deutſchland
wäre als ein großer Gewinn anzuſprechen. Man müſſe für die
Erhaltung der Simultanſchule als konſequente Politik ein
treten.

Nachdem ſich Miniſter Lehrs Baden noch über kulturpoliti-
ſche Fragen verbreitet, und Fiſcher Stuttgart erklärt hatte, er
hätte der Partei bei der Abſtimmung zum Reichswehretat eine
beweglichere Rolle gewünſcht, würde die Ausſprache geſchloſſen.

Fün die vier Referenten übernimmt der Vorſitzende
Reichsminiſter a. D. Koch das Schlußwort. Er führt dabei aus,
daß er bei ähnlichen Anläſſen, wie ſ. Z. bei der Flaggenfrage,
heute wieder ebenſo handeln würde wie damals Jch habe,
ſo erklärt Koch, vor dem fait accomplit dem Reichskanzler Lu
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ther bereits erklärt, daß der Flaggenerlaß ein caſus velli ſein
würde wenn in dieſer Frage über unſern Kopf hinweg entſchieden
würde. Wir dürfen die Flaäggenfrage auch nicht leicht nehmen.

Tauſende unſerer Anhänger leiden im Lande darunter daß
man der neuen Fahne nicht die Ehre zollt, die ihr zukommt
Wir haben uns alle nicht leicht zum Fähnenwechſel entſchlof
ſen. Aber die Farben SchwarzRot Gold ſind nun zum Sym
böl der Republik geworden und wenn ein Reichskanzler da
rüber hinweggeht, zeigt er, daß er kein Verſtändnis für die
Gefühle einer republikantſchen Bevölkerung hat. And wer
heute dafür keinen Sinn hat, kann nicht an der Spitze der deut
ſchen Republik ſtehen (Stürm. Beifall). Es handelte ſich bei
Unſerer Gegnerſchaft und unſerer Haltung zum Flaggenerlaß
auch darum, zu zeigen, daß die demokratiſche Partei nicht ge
willt iſt, mit ſich ſpielen zu laſſen.

Wenn ſie auch im Gegenſatz zu den Sozialdemokraten, der
Deutſchen Volkspartei und den Deutſchnationalen noch keine
Regierungskriſe herbeigeführt hat, und eine ſolche Kriſe
ſelbſt vermieden hat, wenn dieſes Vermeiden über die
Grenze des UAnerträglichen gehende Anforderungen an
ſie ſtellt (Sehr richtig!)

Wir ſind nicht dazu da, eine deutſchnationale Politik mit
zumachen. Jn der Frage der Fürſtenabfindung iſt die Deut
ſche Demokratiſche Partei unberirrt ihren klaren Weg gegan
gen. Sie hat rechtzeitig einen Antrag auf geſetzliche Regelung
dieſer Frage geſtellt. Und das Ergebnis aller Bemühungen
und Kämpfe in dieſer Frage war, daß die Parteien von rechts
bis links ſich dem demokratiſchen Standpunkt anſchließen muß

ten. Schacht hat uns damals verlaſſen mit Rückſicht nament
lich auf ſeine Stellung in Amerika Jch bin inzwiſchen ſelbſt
in Amerika geweſen, gerade zu einer Zeit, als der preußiſche
Abfindungsvertrag ſchwebte. Alle amerikaniſchen Zeitungen
waren davon voll. Es hieß „Deutſchland will ſeinen Kaiſer
abfinden! Demnächſt Rückkehr der Monarchiel“ Da wurden
die Dinge alſo gerade umgekehrt aufgefaßt Sehr vrichtig!). Jch
warne davor, in dieſen Dingen die amerikaniſchen Zeitungen
als maßgebend anzuſehen. Was die Frage zur Stellungnah
mee zur Etatannahme oder Ablehnung angeht, ſo handelt es
ſich dabei um eine Formfrage, die micht wichtig iſt. Die So
ziäldemokraten haben von den ächt Etats der Republik zwei
abgelehnt und ſechs angenommen. Auch die Stellung der
Deutſchnationalen in dieſer Frage hat ſich ge wandelt. Es
kommt nicht auf die formelle, ſondern auf die materielle Sei

ſeiner Partei zur jetzigen Regierung geſagt „Es gibt große
bürgerliche Parteien, die es nicht wagen dürfen, reaktionäre
Wege zu gehen, wenn wir dagegen proteſtieren.“

Wir können wirklich ſagen Es gibt eine bürgerliche Par
tei, nämlich die Deutſche Volkspartei, die es nicht wagen kann,
reaktionäre Politik zu treiben, wenn wir dagegen ſind. Dieſe
unſere Aufgabe wird wirkungsvoller ſein als die der Deut
ſchen Volkspartei Unſere Politik und Oppoſition iſt ſelbſtän
dig nach allen Richtungen und ich würde niemals auf meinem
jetzigen Poſten verbleiben, wenn mir jemand zumutete, die Po
litik der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſo einzurichten, wie
es eine Nachbarpartei will. Wir ſind nicht um der Sozial
demokraten willen aus dieſer Regierung herausgeblieben.
Denn wir ſind ſeit der Verfaſſungsgebung in mehr Regierun
gen ohne Sozialdemokraten geweſen als in Regierungen mit
Sozialdemokraten. Wir ſind dieſer Regierung ferngeblieben,
weil wir eine Regierung, in der der deutſchnationale Einfluß
maßgebend war, nicht für geeignet hielten, unſererſeits daran
mitzu arbeiten Die erwachten ſelbſtbewußten Schichten der
Sozialdemokraten werden in der Mitarbeit an der Regierung
Beſſeres wirken als draußen. Deshalb iſt die Einbeziehung
der Sozialdemokraten in die Regierungen zu begrüßen. Aber
h die Sozialdemokratie in die Regierung gehen will, iſt nicht
unſere, ſondern ihre Angelegenheit. Wir können unſere Politik
nur ſo einrichten, daß die Arbeitermaſſen der Sozialdemokra
tie nicht dauernd Veranlaſſung haben, aus der Regierung
auszutreten. Wenn wir mit den Deutſchnationalen, denen
wir durchaus nicht die Berechtigung abſprechen wollen, ſich an
der Regierung Zu beteiligen, in die Regierung gegangen wä
ren, wären wir längſt wieder draußen. Wir hätten die Keu
dell Affäre und die Richtlinien zum Reichsſchulgeſetz nicht mit
gemacht. Wir wollen im übrigen nicht verkennen, daß die
Deutſchnationalen in der Regierung einen großen Teil ihrer
Anhänger enttäuſchen werden, darunter vor allem die unglück
lichen Opfer der Jnflation. Nicht enttäuſcht werden die ſein,
die durch eine Beteiligung der Deutſchnationalen an der Ree
gierung die Förderung ihrer reaktionären Ziele erwarten Jn
dieſem Punkte zu wirken, iſt unſere Aufgabe.

Die Locarnopolitik hat Deutſchland in den letzten Jahren
unendlich viel weiter gebracht, als es ſeine Politik des Wider
ſetzlichen vermocht hätte. Sie hat die Räumung eines Teiles
des Rheinlandes, die Beſeitigung der Kontrollkommiſſion und
die Gleichberechtigung Deutſchlands im Völkerleben gebracht.
Die Deutſchnationalen ſind in der Regierung jetzt beſcheiden
geworden. Jhre Preſſe verteidigt eigentlich nur noch die Auf
faſſung, daß durch den Eintritt der Deutſchnationalen in die
Regierung ſich die bisherige außenpolitiſche Lage nicht ver
ſchlechtert habe. Locarno Politik kann aber nur erfolgreich be
trieben werden, wenn man ihr innerlich zuſtimmt Wenn
dürch deutſchnationale Stahlhelmreden im Ausland immer wie
der das Vertrauen geſtört wird, kann man Erfolge der Lo
Carnöpolitik nicht erwarten

Miniſter a. D. Koch äußerte ſich dann zu Fragen des Mit
telſtandes und betont, daß die Aufgabe der Demokraten ſei,
zu verhüten, daß der Mittelſtand zwiſchen Sozialismus und
Käapitalismus zerrieben werde Koch erklärt weiter, er würde
ſich freuen, wenn die beiden liberalen Parteien auf dem Ge
biete der Kulturpolitik in enger Gemeinſchaft zuſammengin
gen. Streſemann ſei aber bereits am Mittwoch von ſeiner am
Sonntag aufgeſtellten Theſe abgerückt, und es ſcheint, daß im
heutigen techniſchen Zeitalter ein CanoſſaGang ſich viel ſchnel
ler abſpielt, als in den Zeiten Kaiſers Heinrich V. Die De
mokraten könnten auf dem Gebiete des Konkordals keine Kon
Zzeſſivnen machen. Auch wenn das Konkordat nichts anderes
enthalten würde, als dasfenige, was bereits in unſerer innen
ſtaatlichen Schulgeſetzgebung feſtgelegt wurde, würden wir
trotzdem aus grundſätzlichen Erwägungen und weil wir Her
ren in unſeren kulturpolttiſchen Tagen bleiben wollen, jedes
Konkordat entſchieden ablehnen. (Lebh. Beiſall.) Auf dem
Gebiete der Kultürpolitik, des Kampfes um den Einheitsſtaat,
der Bekämpfung der Truſte und Kartelle habe ſtets die demo-
kratiſche Auffaſſung recht behalten Auch unſer Weg auf dem
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Bevormundung zu vertreten.

Gebiete der Kulturgeſetzgebung wird auf die Dauer der rich
ige bleiben. Wenn geſagt worden iſt, es ſei bedauerlich, daß
von uns die Saat geſät wurde, daß andere aber die Früchte
ernten, ſo ſei das für uns gleichgültig. Uns genügt es, wenn
wir wiſſen, daß dieſe Früchte in die Scheunen des Deutſchen
Volkes kommen. Die Saat, die wir geſät haben, war gut. Wir
freuen uns, daß wir als verhältnismäßig kleine Partei in
den letzten ſieben Jahren maßgebend an der Politik des Reiches
beteiligt geweſen ſind. Jch ſage das, weil es die Mächt an dem
Glauben unſerer Jdee feſter vevankern wird, als er jemals
vorhanden geweſen iſt. (Stürm. Beifall.)

Nebenverſammlungen.
Auf der Tagung des Reichsarbeitnehmer Ausſchuſſes der

Demokratiſchen Partei, die im Zuſammenhang mit dem Par
teitag ſtattfand, und zu der 32 örtliche Arbeitnehmerausſchüſſe
Delegierte entſandt hatten, und an der der preußiſche Handels
miniſter Dr. Schreiber ſowie die Reichstagsabgeordneten
Erkelenz, Schneider, Lemmer, Ziegler, der Land
tagsabgeordnete Riedel und zahlreiche Mitglieder des
Reichswirtſchaftsrates teilnahmen, wurden nach Referaten von
Dr. Rauecker, Diplom Ingenieur Graf und Reichstagsab
geordneten Ziegler mehrere

Entſchließungen
angenommen, die u. a. zur Rationaliſierungsfrage ausführen

„Die demokratiſche Arbeitnehmerſchaft erkennt die Not
wendigkeit der Rationaliſierung der Wirtſchaft an und wird
wie bisher, an ihrem Teil daran mitarbeiten. Sie fordert
jedoch, daß die Früchte der Rationaliſierung nicht nur den
Unternehmern in Geſtalt höherer Gewinne zufallen, ſondern
in erſter Linie der Lebenshaltung des geſamten Volkes,
ſei es in Geſtalt eines dem Rationiliſierungserfolg
entſprechendem Abbaues der Preiſe, ſei es in Form eines
erhöhten Arbeitsentgelts, zugute kommen. Darüber hinaus
fordert die demokratiſche Arbeitnehmerſchaft zur Vermeidung
von Witſchaftskriſen eine planmäßige Regelung der Produk
kion im Sinne der Bedarfsdeckung. Insbeſondere muß eine
gemein wirtſchaftliche Kontrolle der nationalen und interna
Honalen Kartelle und Truſts unter Beteiligung der Arbeit
nehmerſchaft erfolgen.

Eine Entſchließung zur Sozialverſicherung erklärt:
„Der Reichsausſchuß der demokratiſchen Arbeitnehmer

ſtellt feſt, daß die deutſche Sozialverſicherung durch die büro
kvatiſche Handhabung in ihrer Durchführung geſchädigt wird.
Er fordert die Reichstagsfraktion auf, energiſch, wie bisher
gauch, in Zukunft Schritte zu unternehmen, um dieſen Uebel
ſtand zu beſeitigen. Die jetzige Zeit erträgt keine bürokrati
ſche Bevormundung. Sie fordert die Uebertragung der deut
ſchen Sozialverſicherung, die dem deutſchen Menſchen helfen
ſoll, in die verantwortungsbereite Selbſtverwaltung der Be

teiligten.“
Gegen die Beſtrebungen der gelben Arbeitnehmer und

Werkvereinsbewegung wendet ſich eine weitere Entſchließung,
die u. a. beſagt: „Die gelbe Bewegung will den Arbeitnehmer
als Staatsbürger und Wirtſchaftsbürger wieder in eine Hörig
keit bringen, die in ſchroffem Gegenſatz zu den wichtigſten frei
heitlichen Rechten und Forderungen ſteht. Wir fordern De
mokratie in Staat und Wirtſchaft und ſind unſererſeits bereit,
unter voller Verantwortung an der Aufwärtsbewegung unſeres
Staates und unſerer Wirtſchaft mitzuarbeiten. Die deutſchen
Arbeitnehmer ſind reif genüg, ihre Intereſſen als Staatsbürger
Wirtſchaftsbürger und Arbeitnehmer ſelbſtändig und ohne jede

Wir wiſſen uns in dieſer Auf
faſſung eins mit allen Arbeitgebern, die ihre Arbeiter und
Angeſtellten als gleichberechtigte Staats und Wirtſchaftsbür
ger anerkennen.“

Jn einer beſonderen Entſchließung ſpricht der Reich aus
ſchuß der demokratiſchen Arbeitnehmer der Reichstagsfraktion
Dank und Anerkennung für die im letzten Jahre geleiſtete ſo
zialpolitiſche Arbeit aus Angeſichts der reaktionären Haltung
der gegenwärtigen Regierungskoalition und der hierdurch aus
gelöſten Radikaliſterung der äußerſten Linken wiſſe, ſo heißt
es weiter, der Ausſchuß die von ehrlichem Willen zur Ueber
vbrückung der Klaſſengegenſätze getragene ſachliche Arbeit der
ihm beſonders naheſtehenden Mitglieder der Fraktion zu
würpdigen.

Kommunalpolitiſcher Alusſchuß.
Unter dem Vorſitz des Preußiſchen Landtagsabgeordneten
Juſtizvat Falck fand eine Tagung des kommunalpolitiſchen
Ausſchuſſes der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſtatt, an der
zahlreiche bekannte demokratiſche Kommunalpolitiker, wie
Reichsminiſter a. D. Külz, Oberbürgermeiſter Dr. Luppe, der
Vorſitzende der demokratiſchen Reichstagsfraktion Erkelenz ſo
wie zahlreiche Reichstags und Landtagsabgeordnete teilnah
men. Senator OelsnerAltona ſprach über

„Die Aufgaben des neuen Städtebaues“
und erklärte einleitend, daß die Probleme des Städtébaues
durchdrungen ſein müßten von künſtleriſchem Empfinden, künſt
leriſcher Geſtaltungskraft und Wiſſenſchaftlichkeit. Die neue
Wiſſenſchaft des Städtebaues habe nicht alle Hoffnungen er
füllt. Der Grundſatz des Städtebaues ſei bewußtes Ordnen
der Lebensbeziehungen mit dem Ziel, der Bevölkerung alle
Beſchwerniſſe in Arbeitsſtätten, Wohnſtätten und auf den
Straßen fernzuhalten. und Erholungsflächen in genügendem
Ausmaße zu ſichern. Die Städte müßten in ihrer ſtädtebauli
chen Anordnungen neue Lebenswerte ſchaffen. Neuer Städte
bau ſolle vor allem den Großſtädten helfen. Der Redner er
örterte in dieſem Zuſammenhange die Fragen der Plangrund
lagen der Generalſiedlungspläne und Generalbebauungspläne
Die Verkehrsfrage, die vor kurzem noch eine reine Tyvansport
frage war, wäre durch die Entwicklung des Autoverkehrs zu
einer Sicherheitsfrage geworden. ZFahrzeugführer und die ge
ſamte Bevölkeung müßten in ihrer Geſamtheit das Aeußerſte
tun, um die furchtbare Zahl der Opfer des ſtädtiſchen Ver
kehrs zu verkleinern. Die Politik, ſoweit ſie mit dem Städte
bau verbunden iſt, ſei darauf gerichtet, einer großen Gemein
ſchaft, die örtlich eng verbunden iſt, einen Lebensraum zu ge
währen, der dem Einzelnen ein Mindeſtmaß von Lebensfreude
und Bejahung des Ganzen läßt. Der Redner ſchloß unter leb

haftem Beifall der Verſammlung, es müſſe gelingen, die
Hauptaufgaben ſtädtebaulicher Art im Sinne demokratiſcher
Weltauffaſſung zu löſen.

An die Ausführungen des Vortragenden ſchloß ſich eine
lebhafte Ausſprache.

Eine demokratiſche Zeitſchrift für Kommunalpolitik,
Der Kommunalpolitiſche Ausſchuß der Deutſchen Demokra

tiſchen Partei hat in ſeiner Hamburger Sitzung beſchloſſen,
eine demokratiſche Zeitſchrift für Kommunalpolitik ins Leben
zu rufen, deren Redaktion der frühere Reichsminiſter des Jn
ner Dr. Külz übernehmen ſoll.

Demokraten
und Baunernprogramm.

Jn der Ausſprache zum Bauernprogramm nahm Ernſt
Meincke, M. d. L., das Wort und führte etwa folgendes
aus

Warum ſtellen wir Demokraten ein Bauernprogramm
auf? Das Landvolk verlangt es. Es iſt ſatt, nach den Metho
den des Landbundes und der ebenſo großgrundbeſitzerlich ein
geſtellten chriſtlichen Bauernvereine (Heute nennen ſie ſich
deutſche Bauernvereine“. Jhr Vorſitzender iſt der bekannte
urkonſervative Freiherr v. Kerckering zur Borg!) geführt zu
werden. Das Landvolk ſieht, daß es ſeine Geſchicke unabhän
gig vom Großgrundbeſitz ſelbſt in die Hand nehmen muß. Es
ringt nach einem neuen, die ſchaffende bäuerliche und gärtne
riſche Arbeit fördernden Syſtem. Darum haben ſich Reichs
verband landw. Klein und Mittelbetriebe, deutſcher Bauern
bund und bayeriſcher Bauernbund zur deutſchen Bauerunſchaft
zuſammengeſchloſſen. Wir Demokraten ſtehen dieſen Bünden
innerlich ſehr nahe. Wir ſind deswegen in erſter Linie befä
higt, aber auch als politiſche Partei im Intereſſe der Land
wirtſchaft und des Geſamtvolkes ſo wie ſo verpflichtet der be
deutſamen neuen Bewegung Weg und Ziel ſuchen zu helfen.

So iſt unſer „Bauernprogramm“ entſtanden. Unſer Pro
gramm iſt gegen die von jeher überkommene politiſche Begün
ſtigung und Vorherrſchaft des Großgrundbeſittzes. Unſer Pro
gramm iſt nicht für Kaſtenabgeſchloſſenheit, iſt nicht für Tren
nung von Stadt und Land, ſondern für Zuſammenarbeit im
Geſamtvolk. Es iſt gegen die Reaktion und für die Republik.
Gegen UAmbildung und für Freiheit und Fortbildung. Unſer
Programm iſt alſo gegen Landbund und chriſtl. Bauernvereine.
Es geht mit der „deutſchen Bauernſchaft“. Es will die
Bauernbewegung vor den Gefahren einer einſeitigen Klaſſen
und Standespartei bewahren und das Landvolk zu lebendiger
Mitwirkung im politiſchen Leben, zur Teilnahme an den Gü
tern deutſcher Kultur und zur gemeinſamen Zuſammenarbeit
mit den fortſchrittlichen politiſchen Parteien führen helfen.
Nicht aus parteipolitiſchen Gründen, ſondern um die Selbſtän
digkeit und Leiſtungsfähigkeit der Bauern und Gärtner zu
heben und dadurch dem Vaterland ein freies geſundes und
ſtarkes Geſchlecht erblühen zu laſſen. Jm Jntereſſe der fried
lichen Entwicklung und Erſtarkung des deutſchen Volkes haben
wir unſer Agrarprogramm, unſer Bauernprogramm geſchaffen
Das demokratiſche Bauernprogramm iſt kein Klaſſenprogramm.
Es iſt unſer Glaube, daß für die politiſche und wirtſchaftliche
Freiheit unſeres Volkes eine möglichſt zahlreiche, ſelbſtändig
in Landwirtſchaft und Gartenbau tätige, leiſtungsfähige Be
völkerung von höchſter Bedeutung iſt. Wir Demokraten den
ken ſo, weil wir die Ernährung des deutſchen Volkes möglichſt
aus eigener Erzeugung ſicher ſtellen und uns durch friedliche
Arbeit vom Ausland unabhängig machen wollen. Wir wol
len die geſchichtliche Entwicklung unſerer Landwirtſchaft vom
einſeitigen Getreidebau bis zur heutigen manigfaltigen Acker
und Viehwirtſchaft und zum Gartenbau fortbilden. Wir müſ
ſen ſo handeln mit Rückſicht auf die Vermehrung der indu
ſtriell und geiſtig tätigen Bevölkerung, die wie der heute nicht
nur körperlich ſondern auch geiſtig ſchaffende Bauern und Gärt-
ner ein ſtärkeres Bedürfnis nach dem Genuß bäuerlicher und
gärtneriſcher Erzeugniſſe wie Fleiſch, Milch, Butter, Gemüſe,

Obſt, Wein u. ſ. w. hat.
Darum iſt unſere Hauptforderung die Stärkung der bäuer

lichen und gärtneriſchen Arbeit durch Wiſſen und Können,
durch Ausnutzung aller neuen Errungenſchaften und Erfah
rungen. Wie viel mehr kann zur Pflege der land wirtſchaft
lichen Wiſſenſchaft, zur Verbreitung ihrer neuen Erkenntniſſe
und im Jntereſſe ihrer Jünger geſchehen? Wie geht es z. B.
einer großen Zahl der vielfach fachlich hochgebildeten Land
wirtſchaftsbeamten, die die Träger des Fortſchrittes ſind und
für deren Fortkommen im hohen Alter wenig geſorgt iſt?

Unſer Programm beſchäftigt ſich aber auch mit gleichem
Nachdruck mit der politiſch ſo bedeutſamen und ſo umſtrittenen
Frage der Vermehrung der bäuerlichen und gärtneriſchen Be
kriebe. Es beſteht keine Gefahr, daß die Anzahl der Bauern
und Gärtner zu groß wird. Das beweiſen die großen Ein
fuhrzahlen für bäuerliche und gärtneriſche Produkte. Jm Ge
genteil, ganz Großes hat noch zu geſchehen, bis wiederherge
ſtellt wird, was durch politiſche Verhältniſſe in den letzten
Jahrhunderten zerriſſen iſt. Es wird Jahrzehnte dauern, bis
im öſtlichen Deutſchland der natürliche Zuſammenhang zwiſchen
Volk und Boden, und das natürliche Verhältnis zwiſchen den
verſchiedenen Schichten der ländlichen Bevölkerung herbeige
führt und bis die Klein und Mittelſtädte in dieſem Gebiete
wieder zur Blüte gebracht ſein werden.

Nicht die landwirtſchaftliche Ueberlegenheit und Tüchtig
keit, ſondern die politiſche Uebermacht iſt es geweſen, die be
ſonders auch im 19. Jahrhundert die Flächen der großen Güter
im öſtlichen Deutſchland ausgedehnt und die großen Pachtherr
ſchaften im weſtlichen Deutſchland geſchaffen hat. Durch eine
tatkräftige und vernünftige Ausführung des Reichsſiedlüngs
geſetzes wollen wir unter anderm vorerſt die Nachteile beſei
kigen, die aus der SteinHardenbergſchen Geſetzgebung erwach
ſen ſind. So ſind z. B. nach offizieller Darſtellung der preuß.
Regierung vom Jahre 1865 allein in den 7 öſtlichen Provin
zen 1,6 Millionen Morgen Bauernland ſeit 1811 in die Groß
güter gezogen worden. And es iſt ferner der Beſitz der gro
ßen Zahl der Kleinſtellenbeſitzer in dieſen Provinzen zum gro
ßen Teil in das Eigentum der großen Güter gekommen und
iſt ſo der beſitzloſe Gutstagelöhner im Oſten entſtanden. Die

Eintreten für ſie unerläßliche Pflicht iſt.

Abwanderung aus dem Oſten aufzuhalten und das natürlich
Zuſammenleben auf dem Lande wieder herzuſtellen, iſt die un
geheuer große politiſche und vaterländiſche Aufgabe, die ir
Intereſſe von Stadt und Land durchgeführt werden muß. S
bedeutet keineswegs eine ſinnloſe Feindſchaft gegen gut bewir
ſchaftete große Güter oder gar etwa gegen fortſchrittlich gefüht
ke Muſterbetriebe, denen wir z. B. auf dem Gebiete der Pflar
zen und Viehzucht Anerkennung und Dank ſchulden und au
in Zukunft Pflege angedeihen laſſen wollen.

Die landwirtſchaftliche Siedlung iſt aber bisher, beſonder
auch nach dem Kriege ſo ungenügend gefördert, daß energiſche

Von einer über
triebenen Siedlungstätigkeit kann gar keine Rede ſein.
Das Gegenteil iſt richtig. Hat man es doch nach dem Krieg
gewagt, der Oeffentlichkeit Zahlen über die Siedlungsergeb
niſſe vorzuführen, die die tatſächlichen Verhältniſſe vollkom
men verſchleiern. Jſt es doch ſo hingeſtellt worden, als wen
z. B. in Preußen in den ſieben Jahren nach dem Kriege 1400
Siedlungen entſtanden ſind. Das iſt nicht wahr. Sonder
nach den bis jetzt vorhandenen amtlichen Statiſtiken ſind nu
5 000 Stellen als bäuerliche Stellen von 8—25 Morgen an
zuſprechen. Es ſind auch nicht 115 000 Anliegerſiedlunge
durchgeführt worden, ſondern es ſind, wenn man ſich die vor
handenen amtlichen Statiſtiken genau anſieht, nur 5 000 Klein
betriebe zu ſelbſtändigen Ackernahrungen und etwa 2000
ganz kleine Betriebe zu Kuhhaltungen auf die Dauer vergrö
ßert worden.

Wie hat man es fertig bekommen, die Siedlung zu die
kreditieren, und wie iſt es insbeſondere von der Enteignun
im Jntereſſe der Siedlung Gebrauch gemacht worden? Ma
hat die verſchärften Enteignungsvorſchriften des Flüchtlinge
ſiedlungsgeſetzes z. B. bei Gütern, die ſich für die Siedlun
nicht eigneten, aber Republikanern, Katholeken oder Jude
gehörten, angewandt!

Allein ſchon die geſchilderten Verhältniſſe im landwirſ
ſchaftlichen Siedlungsweſen ergeben die zwingende Notwendig
keit, daß die öffentliche Meinung und die politiſchen Parteie
durch die Stellung genau präziſterter Forderungen aufgerüttel
werden. Sonſt kommt weder die Siedlung in den menſchen
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leeren Großgüter und Oedlandbezirken, noch unſere Hauptauſf inmer d
gabe vorwärts, das geſamte Landvolk wirtſchaftlich und kul wahrt den

turell zu ſtärken und zu heben. nei ſeWir ſtehen vor großen Entſcheidungen. Vor 100 Jahre longepen
iſt die Bauernbefreiung in vieler Beziehung ins Gegentei das Kön
verkehrt worden. Soll es uns heute trotz des demokratiſche ift ſelbſt
Wahlrechts ebenſo gehen? Nein, das landgeborene Volk i redung
uns zu wertvoll. Die bäuerlichen Kreiſe beginnen, ſich au n ſt be
ihr demokratiſches Selbſtbewußtſein zu beſinnen, wollen ſio königlich
in den heutigen Staat einordnen und mit aller Kraft an eine
Beſſerung der Verhältniſſe mitarbeiten. Unſer Bauernpro
gramm ſoll dieſe Entwicklung fördern und dem Vaterland
dienen, das nur durch Einigkeit und durch fortſchrittliche un
friedliche Arbeit vorwärts kommen kann.

Hellpach hat in ſeiner Diskuſſionsrede an das Som
bartwort erinnert, daß, wer den Bauern hat, die Zukunft ha
Der 7. Parteitag der Demokratiſchen Partei hat ſich mit de Wo
beiden wichtigſten Problemen der Gegenwart beſchäftigt mi reign
dem Einheitsſtaatsproblem und mit dem Bauernproblem. Nach ötgeit aus
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langer ſchwieriger Ausſchußarbeit liegt dem Parkeitag ei en Wege
Agrarprogramm vor. An den Arbeiten hat der Reichstags tung kö
abgeordnete Rönneburg neben anderen, z. B. dem preu n ngliſe
ßiſchen Landtagsabgeordnete Meincke, erheblich mitgewirk
Aus dieſem Programm geht ſchon hervor, daß, wie auch Rön
neburg in ſeiner großen Begründungsrede ausführte, innerhal
der deutſchen Bauernſchaft eine Amwandlung nach den ver
ſchiedenſten Richtungen hin eingetreten iſt Das Bauernpreo
blem muß heute von ganz anderen Geſichtspunkten angeſehe
werden, als das noch vor wenigen Jahren der Fall war. Vo
Amerika her ſind neue Probleme der Rationaliſierung un
Standardiſierung auch in der Landwirtſchaft aufgetaucht. De
Bauer von heute, und Rönneburg wies mit Recht darauf hin
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darf nicht nur BVauer, ſondern er muß auch Kaufmann ſeit ä
Neue Verkaufsformen bereiten ſich vor und müſſen durchdach i können
werden Gerade bei dieſer Entwicklung iſt es notwendig da Wüiſtun
die demokratiſche Partei nicht abſeits ſteht, ſondern aktiv a n Englan
der Löſung dieſer Fragen mitarbeiten will. Demokratiſch Seht
Agrarpolitik ſoll Bauernpolitik ſein. Jnnerhalb der Argrat r Zahl
frage kommt der Zollfrage natürlich eine beſondere Bedentun en der
zu. Der Bauernſchaft iſt mit hohen Jnduſtriezöllen, die ihr e na
Produktion verteuern, nicht gedient. Zölle ſind keine Allhei hat un
mittel und Rönneburg Hat klar feſtgeſtellt, daß das Zollpre an ſich
blem als ſolches nicht das Zentralproblem der Landwirtſchaſ Land
iſt. Mit der Gewährung von Zöllen iſt die Rentabilität de f
Landwirtſchaft noch nicht ſichergeſtellt, ſondern eine ganze Re
he anderer Fragen müſſen hier noch erörtert werden. Jnne
halb dieſes Agrarprogramms ſpielt natürlich auch die Sie
lungsfrage eine entſcheidende Rolle. Rönneburg prägte di 9 ſt

Formel, daß wir nicht mit dem Schwerte, ſondern mit de
Pfluge deutſches Land ſichern und neues Land gewinnen könn
nen. Damit wehren wir der Landflucht und mehren den
Bauernſtand, ſchaffen ſoziale Aufſtiegsmöglichkeiten und he
fen zur Ueberwindung unſerer Wirtſchafts und Wohnung
not. Die Zeit zur Schaffung eines Agrarprogramm- iſt gün
ſtig gewählt. Die Bauernſchaft löſt ſich von der Führung de
Großgrundbeſitzes. Sie fordert ihr gleiches Recht, die Führe
aus den eigenen Reihen zu wählen. Der Bauer gehört na
ſeiner Weſenheit und Geſchichte zu den Demokraten und R
publikanern. Jn der weiteren Ausſprache wurden gegen da
vorliegende Agrarprogramm von Gothein und Wendorf
eine Anzahl Bedenken vorgebracht. Demgegenüber wies de
frühere oldenburgiſche Miniſterpräſident Tantzen darauf hin
daß das vorliegende Bauernprogramm nicht in jedem Wo
feſtgehalten und verteidigt werden müſſe. Es komme nicht an
jedes Wort des Programms an, ſondern das ſei notwend i
daß der Geiſt dieſes demokratiſchen Agrarprogramm jetzt a
die Bauern herangebracht worden iſt.

(Schluß folgt.)

mee eVerantwortlich für die Redaktion und den Verlag
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